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Mv. 3 Selin, den 1. Scheune 1936 


17. Jaysgeng 


Volkstumspolitik und Außenpolitik 


Einige Tage vor der Rede des polniſchen Außen⸗ 
miniſters (über die an anderer Stelle berichtet wird) hatte 
der Hauptvorſtand des Bundes der Polen in 
Deutſchland bekanntlich eine Mitteilung veröffentlicht, 
in der er die Behauptung aufſtellte, daß ſich trotz der Er⸗ 
klärungen des Führers die Lage des polniſchen Volks⸗ 
ſplitters in Deutſchland im Laufe der letzten Jahre ver⸗ 
ſchlechtert habe! Die ſtaatspolniſche Preſſe nahm dieſe Mit⸗ 
teilung zum Anlaß, um erneut heftige Angriffe gegen die 
Volkstumspolitik des nationalſozialiſtiſchen Deutſchlands zu 
richten. Ein Teil diefer Preſſe kündigte damals an, daß der 
polniſche Außenminiſter in ſeiner bevorſtehenden 
Rede vor dem Sejmausſchuß auf dieſe Frage zurückkommen 
werde. So hieß es z. B. im „Kurjer Warszawski“: „Wenn 
Kanzler Hitler es nicht für möglich gehalten hat, die Be⸗ 
ſchwerden unſerer Landsleute anzuhören, ſo bleibt nichts 
anderes übrig, als ihn durch den Mund des Miniſters Bed 
davon in Kenntnis zu ſetzen, der am 14. d. Mts. eine ſehr 
gute Gelegenheit haben wird, den Reichskanzler daran zu 
erinnern, wie die polniſche Regierung ihre vor einigen 
Jahren abgegebene Erklärung über die enge Gegenſeitigkeit 
in der deutſch-polniſchen Politik aufgefaßt hat.“ Eine ent⸗ 
ſprechende Ankündigung, daß Oberſt Beck auf die Erklärung 
des Polenbundes eingehen werde, war damals auch in 
einigen Pariſer Blättern zu finden. Oberſt Beck hat dieſe 
Frage in ſeiner Rede vor dem Sejmausſchuß jedoch nicht 
berührt. Er hat nur, im Zuſammenhang mit feinen Aus⸗ 
führungen über die Behandlung der Polen in 
der Tſchechei, hervorgehoben, daß das Schickſal der 
Polen im Ausland der Oeffentlichkeit in Polen nicht gleich⸗ 
gültig ſei. Der Polenbund hatte vielleicht etwas anderes 
erwartet. 

: Die Angelegenheit iſt immerhin intereſſant. Es befteht 
ja die Möglichkeit, daß zwiſchen Deutſchland und Polen 
einmal eine unmittelbare Ausſprache über die Behandlung 
der beiderſeitigen Volksgruppen ſtattfindet. Geſetzt den Fall, 
.es käme dazu. Dann wäre es zunächſt einmal notwendig, 
klarzuſtellen, für wen in einem ſolchen Falle die polniſche 
Regierung der Reichsregierung gegenüber aufzutreten 
legitimiert wäre. Derartige Verhandlungen müßten 
von tatſächlichen Gegebenheiten ausgehen. Die Zahl von 
12 oder gar 1,5 Millionen Polen in Deutſch⸗ 
land, die die Polenbundpreſſe immer anzuführen beliebt, 
iſtkeinepolitiſche Realität. Sie iſt das Phantaſie⸗ 
produkt von Leuten, die wichtiger genommen werden 
möchten, als es ihnen zukommt. Wenn es zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Polen zu entſprechenden Verhandlungen käme, 
dann müßte alſo erſt einmal die wirkliche 
Zahl der Polen in Deutſchland feſtgeſtellt 
werden. Das könnte durch die Errichtung eines 
Nationalkataſters geſchehen. (Solange es ein ſolches 
nicht gibt, könnten ſich die Verhandlungen nur auf die Mit⸗ 
glieder des Polenbundes beziehen.) Bei der Auf⸗ 
ſtellung eines Nationalkataſters wäre das allein an⸗ 
wendbare Kriterium der nationalen Zu⸗ 
gehörigkeit das freie Bekenntnis des ein⸗ 


führende polniſche Jugendzeitſchrift in Deutſchland, 


Geſandte in Riga, 


Jahresende erlaſſenen lettiſchen Geſetze eine 


zelnen. Es ift zu begrüßen, daß ſich kürzlich auch 555 
er 
„Mlody Polak w Niemczech“, zu dieſer Anſicht bekannt hat. 
Er ſchrieb in einem, in den Oppelner „Nowiny Codzienne“ 
am 4. Oktober v. Is. wiedergegebenen Artikel wörtlich: 
„Angehöriger unſerer Volksgeſamtheit iſt jeder Pole, der 
ſich zum Polentum bekennt.“ Es liegt auf der 
Hand, daß ſich etwaige Verhandlungen über die beider⸗ 
ſeitigen Volksgruppen nicht auf ſolche Menſchen beziehen 
könnten, die ſich nicht zum Polentum bekennen. Man 
würde ſie ſonſt zu etwas ſtempeln, was ſie weder ſind noch 
ſein wollen. Uebrigens würden ja derartige Verhandlungen 
auch auf Gegenſeitigkeit beruhen. Und es wäre 
wahrhaftig nicht ſchwer, mit ſachlichen Ausführungen über 
mancherlei Mängel in der Lage der deut⸗ 
ſchen Volksgruppe in Polen einige Verhandlungs- 
tage zu füllen. Allein mit dem Namen Grazynſki iſt jo viel 
Unrecht verbunden, das den deutſchen Volksgenoſſen in 
Polen angetan worden iſt und noch wird, daß es unmöglich 
iſt, an die Aufrichtigkeit des Wunſches der Polenbundpreſſe 
zu glauben, die in hartnäckiger Wiederholung für die Polen 
in Deutſchland dieſelbe Behandlung fordert, wie ſie den 
Deutſchen in Polen zuteil wird. 

Es iſt intereſſant feſtzuſtellen, daß gerade in den letzten 
Wochen ſowohl von deutſcher wie von polniſcher 
amtlicher Seite in beſtimmten Fällen hervorgehoben worden 


iſt, daß die Behandlung der eigenen Volks⸗ 


tums zugehörigen in fremden Staaten für 
die Geſtaltung der politiſchen Beziehungen 


zu dieſen Staaten nicht gleichgültig iſt. Oberſt 


Beck hat in feiner Rede der tſchechiſchen Regierung klar zu 


machen verſucht, daß das Verhältnis zwiſchen Polen und 
der Tſchechei weſentlich durch die Behandlung der 
polniſchen Volksgruppe im Teſchener Schle⸗ 


ſien beeinflußt wird. Einige Tage darauf iſt der deutſche 

von Schack, beim lettländiſchen 
Staatspräſidenten und Außenminiſter Ulmanis vorſtellig 
geworden, um ihn mit der gebotenen Schärfe darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die um die Jahreswende erlaſſenen letti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsgeſetze, die ſich vorwiegend gegen 
den wirtſchaftlichen und kulturellen Beſitzſtand der deutſchen 
Volksgruppe richten, eine ſchwere Belaſtung der 
Beziehungen des Deutſchen Reiches zu Lett⸗ 
land darſtellen müſſen. Zu dieſer ſelben Frage hat ſich 
Reichsaußenminiſter von Neurath einem Ver⸗ 
treter des „Niederdeutſchen Beobachters“ gegenüber u. a. 
folgendermaßen geäußert: „Die Ausgeſtaltung der politiſchen 
Beziehungen zu den baltiſchen Staaten wird erhe blich 
beeinflußt von der Behandlung, die dieſe 
den in ihrem Gebiet anſäſſigen deutſchen 
Volksteilen angedeihen laſſen. Was unſere 
Beziehungen zu Lettland betrifft, ſo haben dieſe 100 59 
Belaſtung erfahren. Wenn wir auch durchaus Ver⸗ 
ſtändnis für die Beſtrebungen der lettiſchen Regierung hin⸗ 


ſichtlich einer Konſolidierung des Staates haben, ſo kann es 
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das deutſche Volk doch nichk mit Gleichmut hin⸗ 
nehmen, ie dieſer Prozeß ſich in erſter Linie auf Koſten 
der deutſchen Volksgruppe vollzieht. Es bleibt abzuwarten, 
ob dieſe Geſetze und ihre Durchführung eine völlige Los⸗ 
ſagung Lettlands von ſeiner früher feierlich abgegebenen 
Erklärung bedeuten.“ 

In der gleichen Unterredung hat ſich der Reichsaußen⸗ 
miniſter auch über das Verhältnis Deutſchlands 
zu Litauen geäußert: Die volle Achtung der im Memel⸗ 
ſtatut verankerten Autonomierechte der Memelländer werde 
immer die Vorausſetzung für die Wiederherſtellung nor⸗ 
maler Beziehungen zu Litauen ſein, die Deutſchland an ſich 
begrüßt. Es ſei in dieſem Zuſammenhang auch noch einmal an 
die wiederholten Erklärungen des Führers 
und Reichskanzlers zur Memelfrage erinnert. 
In dieſen Erklärungen iſt der Zuſammenhang zwiſchen 
Volkstumspolitik und Außenpolitik mit reſtloſer Deutlich⸗ 
keit feſtgeſtellt und er iſt, wie man weiß, auch in der Praxis 
konſequent beachtet worden: „. .. Wir haben daher keine 


Möglichkeit, ſolange es den verantwortlichen Garanten des 
Memelſtatuts ihrerſeits nicht möglich iſt, Litauen zum 
Reſpekt der primitivften Menſchenrechte zurückzuführen, 
unſererſeits mit dieſem Staat irgendeinen Vertrag ab⸗ 
zuſchließen.“ Man ſieht alſo, daß nicht nur Polen die Abſicht 
hat, ſondern auch Deutſchland entſchloſſen iſt, 
der Behandlung ſeiner Volkszugehörigen 
in fremden Staaten einen Einfluß aufſeine 
Beziehungen zu dieſen Staaten einzu» 
räumen. In früheren Jahren ift es möglich geweſen, 
die deutſchen Proteſte gegen die Mißhandlung der deutſchen 


Volksgruppen im Ausland mehr oder weniger unbeachtet zu 


laſſen. Heute aber haben die Staaten, die glauben, die 
Vorſtellungen von deutſcher Seite noch unbeachtet laſſen zu 
können, ein derartiges Verhalten mit wirtſchaftlichen und 
politiſchen Nachteilen zu büßen. Das Deutſche Reich iſt kein 
Faktor mehr, deſſen berechtigte außen⸗ oder auch volks⸗ 
politiſche Anſprüche jeder beliebige Emporkömmling uns 
geſtraft zurückweiſen könnte. Dr. K. 


Der Genfer Vorſtoß gegen Danzig 


7 Der Bericht des Kommiſſars 

Seit zweiundeinhalb Jahren hat ſich der Völkerbund 
kaum noch mit Danziger Fragen befaßt. Wenn auf der 
letzten Tagung des Völkerbundsrates Danziger Fragen 
wieder einmal im Vordergrund ſtanden, fo waren fie dies⸗ 
mal weſentlich anderer Art als in früheren Jahren. 
Früher war es faſt ausſchließlich Danzig, das ſich mit 
Beſchwerden über vertragswidrige Vorſtöße Polens an den 
Völkerbund wandte, der ſich damals im allgemeinen nur 
ſehr widerwillig und übelgelaunt mit den Danziger Ein⸗ 
gaben befaßte. Diesmal aber haben ſich die dem Genfer 
Rate vorgelegten Beſchwerden gegen Danzig, bzw. deſſen 
Regierung gerichtet, und der Völkerbund hat ſich mit einem 
verdächtigen Eifer auf ſie geſtürzt. Auf der Tagesord⸗ 
nung der letzten Ratsſitzung haben ausſchließlich 
innerdanziger Angelegenheiten geſtanden: Der Rat hat ſich 
noch einmal mit dem Gutachten des Haager Ge⸗ 
richtshofs über die Danziger Strafrechtsreform zu be⸗ 
faſſen gehabt. Die Danziger Oppoſition hat ſich, nachdem das 
Danziger Oberverwaltungsgericht dieſe Frage bereits end⸗ 
gültig im Sinne des Senates entſchieden hat, beim 
Völkerbund über die Volkstagswahlen vom April 
v. Is. beſchwert. Den Hauptteil des in Genf zur Debatte 
ſtehenden Danziger Fragenkomplexes aber hat der Jah⸗ 
resbericht des derzeitigen Völkerbunds⸗ 
kommiſſars Leſter gebildet. Im Gegenſatz zu den 
Berichten früherer Jahre hat ſich dieſer umfangreiche Bericht 
— von einigen Sätzen abgeſehen, die in recht nebenſächlicher 
Jorm das Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen be⸗ 
rührten — ausſchließlich mit innerdanziger 
Vorgängen befaßt. , 

Leſter, deſſen Amtsperiode Anfang nächſten Jahres 

abläuft, fühlt ſich berufen, das natlonalſoziali⸗ 
ſtiſche Regierungsſyſtem in Danzig einer be⸗ 
tont unfreundlichen Kritik zu unterziehen. U. a. behauptet 
er in ſeinem Bericht an den Rat, die letzten Volkstagswahlen 
ſeien unter „verfaſſungswidrigen“ Geſetzen durchgeführt 
worden. Dem Senat wirft er vor, er habe die von ihm, dem 
Völkerbundskommiſſar, gegebenen Empfehlungen nicht ge⸗ 
nügend beachtet. Er findet, daß die oppoſitionellen Partei⸗ 
funktionäre von der Danziger Regierung nicht höflich genug 
angefaßt worden ſeien. Vor allem aber paßt es ihm nicht, 
daß ſeiner Beobachtung nach die Danziger Regierungs⸗ 
mitglieder als Mitglieder der NSDAP parteipolitiſch dem 
Gauleiter Forſter unterſtehen. Er iſt der Meinung, daß ſich 
ein ſolcher Zuſtand mit der Danziger Verfaſſung nicht ver⸗ 
einbaren laſſe. Er nimmt Anſtoß daran, daß die Danziger 
Behörden ihre Schreiben mit der allgemein üblichen Gruß⸗ 
formel „Heil Hitler“ verſehen. U. ſ. f. . 

Leſter iſt in feinem Bericht zu dem Ergebnis gekommen, 
daß die ihm als Völkerbundskommiſſar gegenüber der Re⸗ 
gierung der Freien Stadt zur Verfügung ſtehenden Mittel 
„unbefriedigend“ ſeien; der Völkerbundsrat ſolle 
eine Unterſuchungskommiſſion für Danzig 
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e in ſetzen. Leſter hat alſo eine Ausweitung feiner Vefug⸗ 
niſſe in Danzig berlangt. Dazu ift zunächſt einmal grund⸗ 
ſätzlich feſtzuſtellen, daß er als Völkerbundskommiſſar in 
allererſter Linie die Aufgabe hat, der Freien Stadt 
Danzig den Schutz zu gewähren, deſſen dieſe 
gegenüber den oft und offen genug bekundeten Anſprüchen 
polniſcher Kreiſe bedarf. Von dieſer Aufgabe ſcheint Leſter 
wenig zu halten. Er hat vielmehr den Ehrgeiz, in Danzig 
eine ähnliche Stellung einzunehmen, wie ſie ſeinerzeit der 
berüchtigte Knox im Saargebiet innegehabt hat. Wie dieſer 
ſich auf die Statusquoler und deren franzöſiſche Hinter⸗ 
männer geſtützt hat, ſo ſtützt Leſter ſich auf die wenig ehren⸗ 
volle Liebe einiger oppoſitioneller Parteifunktionäre und auf 
das Wohlwollen gewiſſer fremder Diplomaten in Danzig, 
mit deren Hilfe er dort eine Art Reben regierung 
aufrichten möchte. 5 

Die Gründe, die Leiter zu feinem Vorſtoß gegen die 
Freie Stadt veranlaßt haben, find nicht rein politifcher, 
ſondern z. T. auch perſönlicher Art. Leſter macht aus 
ſeiner perſönlichen Abneigung, die er gegen den Gauleiter 
Forſter und den Senatspräſidenten Greiſer empfindet, auch 
in ſeinem Bericht an den Völkerbundsrat keinen Hehl. Sein 
geſellſchaftliches Verhältnis zu den Dan⸗ 
ziger Regierungskreiſen, die vielleicht das über⸗ 
ſpannte Geltungsbedürfnis des Völkerbundskommiſſars nicht 
genügend berückſichtigt haben, iſt niemals ein be⸗ 
fonders gutes geweſen. Die Schuld hieran hat in 
erſter Linie bei Leſter ſelber gelegen; es ſei nur z. B. an das 
ſehr merkwürdige Verhalten erinnert, das Leſter ſeinerzeit 
beim Beſuche des Kreuzers „Admiral Scheer“ an den Tag 
gelegt hat, als er zu dem offiziellen Empfang, den er zu 
Ehren der reichsdeutichen Gäſte gab, auch einige Vertreter 
der oppoſitionellen, ſtaatsfeindlichen Parteien einlud und 
durch dieſe Taktloſigkeit die Mitglieder des Senates 
und die deutſchen Offiziere zwang, fein Haus zu verlaſſen. 
Die oppoſitionellen Parteifunktionäre gehören ebenſo wie 
gewiſſe Kreiſe, die in Danzig Gaſtrecht genießen, zu den 
ſtändigen Gäſten des Leſterſchen Hauſes. Leſter ſteht 
nicht mehrüber dem Streit der innerpoliti⸗ 
ſchen Meinungen Danzigs. Er iſt in dieſem 
Streit ſelber Partei. 

Die Behandlung in Genf 

Dem Völkerbund iſt der Bericht, den Leſter dem 
Rat vorgelegt hat, äußerſt gelegen gekommen. Nach der 
kläglichen Rolle, die er in der abeſſiniſchen Frage geſpielt 
hat, hat er offenbar das Bedürfnis gehabt, wieder ein⸗ 
mal den ſtarken Mann zu markieren. Hierzu 
hat er das kleine Danzig für das geeignete Objekt gehalten. 
Die „Daily Mail“ hat ſchan recht, wenn ſie ſchreibt: Was der 
Völkerbund als Danziger Kriſe ausgibt, das iſt in Wirklich⸗ 
keit eine Kriſe in ſeiner eigenen Maſchinerie. Mit anderen 
Worten: die im Völkerbund maßgebenden Kräfte ſind froh 
geweſen, eine Sache gefunden zu haben, mit der ſich die 
erregten Gemüter vom abeſſiniſchen Konflikt ein wenig ab⸗ 


lenken ließen. Je weniger fie über Oel ſprechen wollen, um 
ſo mehr reden ſie über Danzig. 

Der engliſche Außenminiſter Eden hat ſich in Genf als 
Verichterſtatter für die Danziger Fragen vor Leſter ge⸗ 
ſtellt. Man wird feſtſtellen müſſen, daß es ihm hierbei an 
jenem pſychologiſchen Einfühlungsvermögen gefehlt hat, das 
die Behandlung innerdanziger Angelegenheiten erfordert. 
Als Angelſachſe iſt Eden gewohnt, in einer parteipolitiſchen 
Oppoſition eine Gruppe von Menſchen zu ſehen, die der 
jeweiligen Regierung an Verantwortungsbewußtſein gegen⸗ 
über dem Wohl der Geſamtheit nicht nachſteht. Er über⸗ 
ſieht den tiefen Unterſchied, der zwiſchen 
„Seiner Majeſtät Oppoſition“ in England 
und jenen Parteifunktionären der Oppo⸗ 
ſition in Danzig beſteht, denen weder die 
ſachliche noch die moraliſche Befähigung 
eignet, die Danziger Geſchicke zu leiten. Wer 
ſich dieſes Unterſchiedes bewußt iſt, wird ohne weiteres zu⸗ 
geben müſſen, daß das Verhältnis einer verantwortungs⸗ 
bewußten Regierung zur Oppoſition in Danzig ein anderes 
als in England ſein muß. Wenn eine gewiſſe Beſchränkung 
der Bewegungsfreiheit der Oppoſition in England nicht not⸗ 
wendig iſt, ſo iſt das noch lange kein ausreichender Grund, 
an eine „Verletzung geheiligter Menſchenrechte“ zu glauben, 
wenn der Danziger Senat eine derartige Beſchränkung für 
geboten erachtet. Wenn die britiſche Regierung in ihrem 
Lande eine ebenſo verantwortungsloſe Oppoſition gegen ſich 
hätte, wie ſie die nationalſozialiſtiſche Regierung in Danzig 
gegen ſich hat, dann würde ſie dieſe Oppoſition ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich nicht anders behandeln, als es mit Rückſicht auf die 
Sicherheit des Staates und die Erhaltung des Deutſchtums 
in Danzig geſchieht. Es wäre ganz gut, wenn Oberſt Beck 
bei Gelegenheit dem engliſchen Außenminiſter noch einmal 
den Satz wiederholen würde, den er letzthin in ſeiner Sejm⸗ 
rede gebracht hat: „Wenn wir die internationale Politik und 
das Verhältnis zu den einzelnen Staaten nach Verfaſſungs⸗ 
doktrinen regeln wollten, dann könnten wir ſchließlich in der 
ganzen Welt zu einer Art von Religionskriegen' kommen.“ 


Komplizierung des Danziger Problems 


Die Atmoſphäre war in Genf für Danzig von vorn⸗ 
herein ſchlecht. Es kam den dort maßgebenden Mächten 
weniger auf eine Klarſtellung des Tatbeſtandes, als auf eine 
Wiederherſtellung des Preſtiges des Völkerbundes an. 
Senatspräſident Greiſer verſtand es, trotz der aus⸗ 
geſprochen unfreundlichen und unſachlichen Einſtellung, der 
er in Genf begegnete, die Wucht des gegen Danzig geplanten 
Stoßes abzufangen. Hier verdient eine Mitteilung des 
Senatspräſidenten Greiſer Erwähnung: „Es liegt“, ſo ant⸗ 
wortete er auf eine dahingehende Frage, „meiner Anſicht 
nach durchaus im Bereich der Möglichkeit, daß die er ſten 
Abſichten der Genfer Faktoren weſentlich anders 
ausgeſehen haben mögen, als man aus dem bekannt 
gewordenen Bericht Edens entnehmen kann. Der erſte Be⸗ 
richt, der mir in Genf zu Geſicht kam und der aus dem Büro 
des Völkerbundsſekretariats zu ſtammen ſchien, war in 
Form und Inhalt von einer Schärfe, die mir 
eine Annahme der dortenthaltenen Befehle 
und Aufträge verbot. Ich hätte es für unvereinbar 
mit der Souveränität Danzigs halten müſſen, auch nur in 
eine ernſthafte Veſprechung über die anfänglich anſcheinend 
gehegten Pläne einzutreten. Ich habe den Genfer Faktoren 
auch nicht verſchwiegen, daß ich in einem ſolchen 
Falle der ungeheuerlichen Zumutung mein 
Amt als Präſident der Freien Stadt hätte 
niederlegen müſſen, und zwar mit der direkten Be⸗ 
gründung, daß Genf die Arbeit einer aufbauwilligen Re⸗ 
gierung durch ſein Verhalten, wie es — ich betone noch 
einmal: urſprünglich — geplant war, unmöglich macht. Die 
von der Preſſe bereits erwogene Abreiſe wäre tatſächlich 
erfolgt, wenn die eingetretene Wendung ausgeblieben wäre.“ 


In der auf Empfehlung Edens vom Völkerbundsrat 
gefaßten Entſchließung wird der Senat der Freien 
Stadt aufgefordert, „ganz allgemein Maßnahmen zu er⸗ 
greifen, die notwendig ſind, um in einem dem Geiſte der 
Verfaſſung entſprechenden Sinne zu regieren“. Im einzelnen 
hat ſich der Senat bereit erklären müſſen, ſeine in Anleh⸗ 


nung an das reichsdeutſche Vorbild durchgeführte Straf⸗ 
rechtsreform im Sinne des Haager Gerichtsentſcheides 
vom 4. Dezember 1935 abzuändern und ſeine Verordnung 
über den Ehrenſchutz der nationalen Ver⸗ 
bände vom Oktober 1933 aufzuheben. Im übrigen hat 
ſich die vom Senatspräſidenten angewandte Taktik als 
einigermaßen erfolgreich erwieſen: Die oppoſitionellen 
Parteifunktionäre haben mit leeren Händen aus Genf ab⸗ 
ziehen müſſen. Die Frage der Neuwahlen zum 
Volkstag bleibt in der Schwebe. Die Entſendung einer 
„Unterſuchungskommiſſion“ des Völkerbundes 
iſt als untergeordnet zurückgeſtellt worden. Der Völker⸗ 
bundskommiſſar hat keine formelle Erweiterung 
ſeiner Machtbefugniſſe erhalten. Doch hat der Völkerbund 
das feindſelige und ee Verhalten ſeines Kommiſſars 
gegenüber der nationalſozialiſtiſchen Regierung der Freien 
Stadt gedeckt und gutgeheißen. Er hat damit die Grund⸗ 
lage zu neuen Konflikten geſchaffen. Es liegt 
auf der Hand, daß das Schnüffelregime des Kommiſſars 
auf die Danziger Bevölkerung ebenſo aufreizend und ver⸗ 
legend wirken muß, wie ſeinerzeit die Tätigkeit der Ent⸗ 
waffnungskommiſſionen der Entente verbitternd und beleidi⸗ 
gend auf das deutſche Volk gewirkt hat. Das Ergebnis iſt 
eine Komplizierung des Danziger Pro⸗ 
blems und die Schaffung eines neuen politiſchen Zünd⸗ 
ftoffs in Europa. Es iſt im Intereſſe des Friedens zu 
wünſchen, daß bei einer Exploſion des Pulverfaſſes, das der 
Völkerbund jetzt nach Danzig geſetzt hat, lediglich der Kom⸗ 
miſſar in die Luft fliegen wird. 
Polens Einſtellung zur Danziger Frage 

Sehr bezeichnend iſt die Haltung, die die polniſche 
Regierung in dieſer Frage einnimmt. Seit dem Rück⸗ 
zug, den ſie im Auguſt v. Is. in der Frage der Gulden⸗ 
währung antreten mußte, hat ſie ſich in der Danziger An⸗ 
gelegenheit ziemlich zurückhaltend gezeigt. Sie hat die 
Dinge auf ſich zukommen laſſen, aber zweifellos 
immer damit gerechnet, daß die vom Völkerbundskommiſſar 
geförderte Wühlarbeit der Danziger Oppoſition eines Tages 
eine für ſie günſtige Situation herbeiführen werde. Polen 
hat auch jetzt in Genf ein offenes Hervortreten gegen Danzig 
vermieden. Das hat es auch gar nicht nötig gehabt. Die 
in Genf herrſchende ſchlechte Stimmung für 
Danzig kam ihm auch ohne eigenes Zu⸗ 
greifen zunutze. Es konnte den freundlichen Vermitt⸗ 
ler ſpielen und brauchte dabei nur zu nehmen, was ihm die 
anderen Staaten, die ſchließlich mit Danzig doch nichts 
Richtiges anzufangen wußten, ſelber hinreichten. In dieſer 
Hinſicht ſind folgende Sätze der Ratsentſchließung 
bezeichnend: „Der Rat kann es im vollen Vertrauen dem 
Völkerbundskommiſſar überlaſſen, die Danziger Regierung 
bei der Durchführung der erwähnten Maßnahmen zu be⸗ 
raten und zu unterſtützen. Bei Erfüllung dieſer Aufgabe 
wird der Kommiſſar ſicherlich auf die Unterſtützung und den 
Einfluß aller im Rat vertretenen Mächte rechnen können. 
In dieſer Hinſicht kann der Rat insbeſon⸗ 
dere aufdie Hilfe Polens rechnen, das be: 
ſondere Intereſſen inder Freien Stadthat. 
Es iſt nicht klar, wie dieſer letzte Satz zu verſtehen iſt. In 
Warſchauer Kreiſen erzählt man ſich, der Völkerbundsrat 
habe gewiſſe Aufſichtsbefugniſſe, die er ſich 
gegenüber Danzig bisher ſelber vorbehalten habe, „vor⸗ 
läufig an Polen abgetreten“. Wenn das zutreffen 
ſollte, dann wäre der Genfer Verſuch, Polen mit dem 
Danziger Köder von einem weiteren Ausbau feiner Be: 
ziehungen zu Deutſchland wegzulocken, gelungen. Polen hat 
bisher ſtets geltend gemacht, daß es in Danzig nur wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen verfolge. Die Ausübung eines 
irgendwie gearteten Aufſichtsrechtes über innerdanziger An⸗ 
gelegenheiten würde gewiſſen Zuſagen, die von polniſcher 
Seite im vergangenen Jahre gemacht worden ſind, wider⸗ 
ſprechen. Es iſt anzunehmen, daß man ſich in Warſchau 
darüber im klaren ift, daß ein Verſuch, ſich in innerpolitifche 
Angelegenheiten der Freien Stadt einzumiſchen, eine 
ſehr lebhafte Reaktion in Berlin hervor⸗ 
rufen müßte, — gleichgültig, ob ein ſolcher Eingriff „in 
eigener Sache“ oder etwa „im Auftrag des Völkerbundes 


geſchähe. 
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Der Pakt: nüchtern und unromantiſch 


Es beſteht heute eine Meinungsverſchiedenheit mehr 
darüber, daß mit dem deutſch⸗polniſchen Gewalt⸗ 
verzichtspakt, deſſen Abſchluß ſich am 26. Januar zum 
zweiten Male jührte, mehr für die Erhaltung des euro⸗ 
päiſchen Friedens getan worden iſt, als durch irgendeinen 
anderen diplomatiſchen Akt jeit dem Ende des Großen 
Krieges. Zwar werden von den oppoſitionellen Parteien in 
Polen auch heute noch immer wieder Einwände gegen den 
Pakt erhoben und Bedenken gegen die mit ihm eingeleitete 
außenpolitiſche Linie geäußert. Aber dieſe Einwände und 
Bedenken richten ſich in der Hauptſache weniger gegen den 
Pakt an ſich als gegen eine Annäherung Polens 
an Deutſchland, die über den Tatbeſtand des 
vereinbarten Gewaltverzichtes hinaus⸗ 
geht. Auch die deutſchfeindlich eingeſtellten Kreiſe in Polen 
wiſſen im allgemeinen die realen Vorteile, die der Pakt 
Polen gebracht hat, durchaus zu ſchätzen, und ſie machen ſich 
dieſe Vorteile in ihrer Propaganda ſehr gerne zunutze. Sie 
wollen nur nicht, daß die deutſch⸗polniſchen Beziehungen „zu 
einem Bündnis ausarten“. Ihre Angſt, daß das geſchehen 
könnte, kann man als unbegründet bezeichnen. Der Abſchluß 


eines Bündniſſes ſetzt voraus, daß die daran beteiligten 


Partner ſich über ein gemeinſames Vorgehen gegen Dritte 
einig geworden ſind. Weder Deutſchland noch Polen hat 
dieſe Abſicht. Die Abſicht des von ihnen abgeſchloſſenen 
Paktes iſt vielmehr die, zu verhindern, daß ſie mit 
einander in eine gewaltſame Auseinander⸗ 
ſetzung geraten, von der nur Dritte einen 
Vorteil haben könnten. 

Es hat in den vergangenen zwei Jahren nicht an Ver⸗ 
ſuchen gefehlt, die Brücke zwiſchen Berlin und Warſchau 
wieder zum Einſturz zu bringen. Polen iſt wieder⸗ 
holt ſcharf unter Druck geſetzt worden. Paris 
hat Moskau gegen das ſelbſtändig gewordene Warſchau aus⸗ 
zuſpielen verſucht. Vielleicht hat der deutſch⸗polniſche Pakt 
die Annäherung zwiſchen Frankreich und der Sowjetunion 
beſchleunigt. Aber es iſt ſicher, daß ein Verzicht 
auf den Pakt dieſe Annäherung nicht zu ver⸗ 
hindern vermochthätte. Im Gegenteil hat der von 
Frankreich begünſtigte Einbruch der Sowjetdiplomatie in 
Mitteleuropa die Richtigkeit und den Wert des Paktes mit 
Deutſchland beſtätigt. Je mehr die Politik Moskaus in 
Mitteleuropa, vor allem in Litauen und in der Tſchechei, an 
Boden gewinnt, um ſo mehr müſſen Deutſchland ſowohl wie 


Polen daran intereſſiert ſein, an ihrer gemeinſamen Grenze 
keine neuen Gegenſätze aufkommen zu laſſen. 

Die außenpolitiſche Zweckmäßigkeit des Paktes 
ſteht außer Frage. Es wäre aber leichtfertig, aus der Tatſache 
des Paktes, alſo eines Inſtrumentes der Außenpolitik 
zweier Staaten, darauf zu ſchließen, daß zwiſchen beiden 
Völkern bereits ein freundſchaftliches Verhältnis beſteht. 
Dazu ſind im Denken und Fühlen des polniſchen Volkes die 
Vorausſetzungen nicht oder noch nicht gegeben. Die anti⸗ 
deutſchen Parolen, die die öffentliche Meinung Polens Jahr⸗ 
zehnte hindurch vergiftet haben, wirken fort und werden von 
einem recht einflußreichen Teil der polniſchen Preſſe auch 
heute noch Tag für Tag wiederholt. Mißtrauen und Ab⸗ 
neigung gegen Deutſchland beherrſchen weiteſte Kreiſe des 
polniſchen Volkes. Das iſt kein Boden, auf dem eine freund⸗ 
ſchaftliche Geſinnung zu gedeihen vermag. Selbſt wenn es 
anders wäre, bliebe es ein Irrtum, in der Politik von 
den zu ſprechen,ſofernmanunter Freund⸗ 
ſchaft die Bereitſchaft zu ſelbſtloſem Han⸗ 
deln verſteht. Selbſtlos ſind die dogmentreuen pol⸗ 
niſchen Nationaldemokraten gegenüber Frankreich ein⸗ 
geſtellt: Sie ſind bereit, unter allen Bedingungen mit Frank⸗ 
reich zu gehen, auch wenn die Intereſſen Polens darunter 
leiden. Und ſelbſtlos waren die deutſchen Polenſchwärmer 
des Vormärz: Sie ſetzten ſich für Polen ein, ohne danach zu 
fragen, ob Deutſchland dabei etwas verliert. Die Erfahrung 
hat in beiden Fällen bewieſen, daß eine ſo verſtandene 
Freundſchaft den harten Notwendigkeiten des politiſchen 
Lebens auf die Dauer nicht ſtandzuhalten vermag. Es iſt zu 
wünſchen, daß das deutſch⸗polniſche Verhältnis, wie es durch 
den Pakt von 1934 geregelt worden iſt, auf einer realeren 
und darum dauerhafteren Grundlage aufgebaut wird: 
Nüchtern und unromantiſch, damit aber auch weniger dem 
Einfluß wechſelnder Stimmungen unterworfen. Eine ſolche 
nüchterne Betrachtung der Dinge ſpricht aus folgenden Feſt⸗ 
ſtellungen der „Gazeta Polska“ über den Pakt mit Deutſch⸗ 
land: „Nichts hat ſich im Verhältnis Polens zum Völker⸗ 
bund geändert. Weder unſer Bündnisvertrag mit Frankreich 
noch die Allianz mit Rumänien, weder die freundſchaftlichen 
Verträge mit der Sowjetunion und ihren Nachbarn noch die 
Verpflichtungen gegenüber anderen Staaten ſtehen in 
irgendeinem Gegenſatz zu dem Berliner Vertrag, und dieſer 
Vertrag ſteht auch in keinem Gegenſatz zu jenen anderen 
Bindungen.“ 


Polen droht mit Vergeltungsmaßnahmen 


Der polniſche Miniſterrat hat am 14. Januar 
folgende Verordnung über den Schutz des pol⸗ 
niſchen Staates und ſeiner Bürger gegenüber 
den Maßnahmen anderer Staaten erlaſſen: 

„Wenn ein fremder Staat 

1. polniſche Staatsangehörige ſchlechter behan⸗ 
d 0 It als die Staatsangehörigen anderer fremder Staaten 
oder : 

2. den polnifchen Staat oder feine Bürger bei der 
Verfügung über ihr Vermögen, das ſich außer⸗ 
halb der Grenzen der Republik Polen befindet, be⸗ 
ſchränkt und insbeſondere die Erlangung ihrer Forde- 
rungen erſchwert, oder 

3. den polniſchen Staatsangehörigen, die ſich auf ſeinem 
Gebiet aufhalten, nicht den Rechtsſchutz ſichert, 
der allgemein von fremden Staaten gewährt wird, oder 
ſchließlich 5 

4. in irgendeiner anderen Art auf Grund der 
von ihm erlaſſenen Rechtsvorſchriften die materiellen 
Intereſſen des polniſchen Staates oder ſeiner Bürger 
ſchädigt, 
können Schutzmaßnahmen erlaſſen werden.“ 


Es handelt ſich um eine Rahmen verordnung, 
die zu ihrer Anwendung von Fall zu Fall beſonderer An⸗ 
ordnungen der Regierung bedarf. In der Verordnung droht 
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die polniſche Regierung jedem Staat, der ihrer Meinung 
nach die Intereſſen des polniſchen Staates oder ſeiner 
Bürger verletzt, Vergeltungs maßnahmen an. Sie 
verſpricht ſich davon vielleicht eine abſchreckende 
Wirkung. Aber Vergeltungsmaßnahmen ſind eine gefähr⸗ 
liche Angelegenheit; ſie ſind eine Antwort, auf die eine Rück⸗ 
antwort nicht auszubleiben pflegt. Von polniſcher Regie⸗ 
rungsſeite iſt verſichert worden, daß die Verordnung nicht 
im Hinblick auf einen beſtimmten Staat oder einen be⸗ 
ſtimmten Fall erlaſſen worden ſei. Immerhin erläßt keine 
Regierung eine Verordnung, ohne ſich etwas Beſtimmtes 
dabei zu denken. Und ſo beſteht für die Frage, gegen wen 
wohl die Verordnung zum erſten Mal angewendet werden 
wird, nicht nur in Polen, ſondern auch im Ausland ein 
gewiſſes Intereſſe. Man könnte z. B. an Frankreich 
denken: Die polniſchen Arbeiter, die ſich dort aufhalten und 
deren ſchlechte Behandlung in Polen viel böſes Blut gemacht 
hat, ſind zumeiſt polnische Staatsangehörige; es wäre z. B. 
möglich, daß man in Warſchau eine Verkoppelung der 
polniſchen Arbeiterfrage in Frankreich mit der Angelegen⸗ 
heit des franzöſiſchen Kapitals in Polen erwägt, nachdem 
dieſe beiden Dinge ſchon früher öfter miteinander in Ver⸗ 
bindung gebracht worden ſind. Man könnte aber auch an 
Italien denken: Die Beſchlagnahme eines der beiden auf 
einer italieniſchen Werft erbauten Ozeandampfers zu 
Zwecken der italieniſchen Truppentransporte hat in War⸗ 
ſchau verſtimmt; auch iſt man dort wegen der Bezahlung 


der nach Italien gelieferten Waren einigermaßen in Sorge. 
Von einigen Seiten wird die Verordnung aber auch mit den 
deutſchen Deviſenſchwierigkeiten in Verbin⸗ 
dung gebracht: Es gibt eine ganze Anzahl polniſcher 
Juden, die in der Syſtemzeit nach Deutſchland gekommen 
waren, um hier ihre unſauberen Geſchäfte zu machen, nach 
der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus aber, 
ohne die deutſche Staatsangehörigkeit erworben zu haben, 
wieder in ihr „Vaterland“ Polen zurückgekehrt ſind und nun 
ſeit Jahr und Tag der polniſchen Regierung damit in den 
Ohren liegen, daß fie die Zinſen ihres in Deutſchland zurück⸗ 
gelaſſenen Vermögens, z. B. die Mieterlöſe der von ihnen 
in Deutſchland ergaunerten Häuſer, nicht ſchnell genug über⸗ 
wieſen bekommen. 

Der amtliche Kommentar zu der Verordnung, 
der von der polniſchen Telegraphenagentur „Iskra“ ver⸗ 
breitet wurde, läßt verſchiedene Anwendungsabſichten er⸗ 
kennen. Es heißt darin u. a.: Es gebe Staaten, die eine 
Beſchränkung der Bewegungsfreiheit polniſcher Staats⸗ 
bürger nicht in Anſehung ihrer Staatsangehörigkeit, wohl 
aber in Anſehung ihres Wohnſitzes außerhalb der 
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Grenzen des betreffenden Staates verfügten; ferner könnten 
die vom Völkerbund beſchloſſenen Sühne⸗ 
maßnahmen dazu führen, daß der Staat, gegen den ſie 
ſich richten, Schutzmaßnahmen ergreife, auf die Polen auch 
ſeinerſeits wieder antworten müſſe. Im einzelnen, heißt es 
weiter, ließen ſich alle möglicherweiſe eintretenden Fälle 
noch nicht vorausſehen; da es aber notwendig ſei, daß die 
Regierung in einem gegebenen Falle raſch handeln könne, 
ſei eine entſprechende Ermächtigung des Miniſterrates 
zweckmäßig geweſen. Es muß darauf hingewieſen werden, 
daß über die Anwendung von Vergeltungs⸗ 
maßnahmen nicht etwa der Handelsminiſter oder der 
Finanzminiſter entſcheidet, ſondern daß hierzu ein Be⸗ 
ſchluß des ganzen Kabinettes notwendig iſt. 
Damit wird eine leichtfertige Anordnung von Repreſſiv⸗ 
maßnahmen, wie ſie z. B. im Juli v. Is. vom Warſchauer 
Handelsminiſter während des Guldenſtreites gegen Danzig 
ohne das Einvernehmen des Außenminiſters erfolgte, 
erſchwert und die politiſche Bedeutung, die der 
Frage der Repreſſivmaßnahmen tatſächlich zukommt, unter⸗ 
ſtrichen. Man wird abwarten müſſen. 


„Die Sphinx hat geſprochen“ 


Mit Spannung hatte man in Polen und im Ausland 
wieder der ſchon ſeit Monaten angekündigten, aber mehrfach 
verſchobenen Rede des polniſchen Außen⸗ 
miniſters entgegengeſehen. Es iſt für die perſönliche 
Unabhängigkeit des Oberſten Beck von innerpolitiſchen Er⸗ 
regungszuſtänden bezeichnend, daß er ſich durch das Kreuz⸗ 
feuer der oppoſitionellen Parteien, dem er nach den Wahlen 
vom Herbſt v. Is. ausgeſetzt war, nicht dazu zwingen ließ, 

der Volksvertretung ſofort Rede und Antwort zu ſtehen. Der 
Preſſeſturm glitt wirkungslos an ihm ab. Er ſprach vor 
dem Sejm, als er es für richtig hielt: kurz vor ſeiner 
Abreiſe nach Genf. „Die Sphinx hat geſprochen“, überſchrieb 
die chriſtlich⸗demokratiſche „Polonia“ ihren Bericht über die 
Rede des Außenminiſters, von der ſie, wie die meiſten 
Blätter der Oppoſitionsparteien, natürlich enttäuſcht war. 

Im Zuſammenhang mit ſeinen Ausführungen über 
Polens Einſtellung zum italieniſch⸗abeſſi⸗ 
niſchen Konflikt, umriß Oberſt Beck die Grenzen der 
polniſchen Außenpolitik mit folgenden Worten: „Das Be⸗ 
treiben einer Politik von übermäßigem Ausmaß, die 
Neigung zur Intervention in Angelegenheiten, die den 
Kreis unſerer Intereſſen und Möglichkeiten überſchreiten, 
eine gewiſſe politiſche Allgegenwart er- 
achte ich für eine nicht angezeigte Sache. 
Andererſeits dürfen wir nicht vergeſſen, daß ſowohl die geo⸗ 
graphiſche Lage wie das wohl allgemein anerkannte Gewicht 
unſeres Staates im internationalen Leben uns nicht ge⸗ 
ſtatten, augenblicklicher Bequemlichkeit zuliebe oder aus 
Opportunismus unterhalb jenes Niveaus herabzugehen, 
welches uns durch die Berechnung der lebendigen Kräfte im 
internationalen Leben angewieſen wird.“ Im weiteren Ver⸗ 
lauf ſeiner Rede legte Oberſt Beck ein mit einigen 
vorſichtigen Vorbehalten verfehenes 
Bekenntnis zum Völkerbund ab: „. . . Ich will 
jetzt nicht darauf eingehen, ob der Völkerbundspakt gut oder 
ſchlecht iſt, auch nicht Vermutungen ausſprechen, ob er fort⸗ 
beſtehen bleibt oder nicht, oder ob er vielleicht reform⸗ 
bedürftig iſt. Ich bin der Meinung, daß, ſolange 
der Pakt durch eine anſehnlſche Zahl von 
Staaten anerkanntwird, er für uns in dem⸗ 
ſelben Grade verbindlich iſt, wie für die 
anderen — nicht mehr und nicht weniger. In 
einer Zeitſpanne großer Flüſſigkeit aller Erſcheinungen des 
internationalen Lebens kann unſere Regierung nicht ihre 
Hand anlegen zur Schwächung dieſes Inſtrumentes inter⸗ 
nationaler Zuſammenarbeit.“ 


Unter Anſpielung auf den ſeinerzeit von Barthou und 
Litwinow vorgeſchlagenen, von Polen aber zurückgewieſenen 
Oſtpakt, führte Oberſt Beck u. a. aus: „Da der Uni⸗ 
verfalismus des Völkerbundes verſagt hat 
und eigentlich nie verwirklicht worden iſt, iſt es nicht zu ver⸗ 
wundern, daß der Gedanke regionaler Organi⸗ 


ſationen in den heutigen politiſchen Erwägungen wieder 
und wieder auftaucht. Der Gedanke iſt vielleicht ſogar 
richtig. Wir müſſen aber unſererſeits ausdrücklich feſtſtellen, 
daß es unſere Sache iſt, genau zu beſtimmen, 
was als Region polniſcher Intereſſen an⸗ 
zuſehen iſt, und daß wir in dieſer Hinſicht keine 
fertigen Rezepte entgegennehmen. Wer 
unſere Mitarbeit wünſcht, muß ſich mit uns verſtändigen ...“ 

Ueber die Beziehungen Polens zu den einzelnen Staaten 
hat ſich Oberſt Beck im allgemeinen nur kurz und ſehr 
ſummariſch geäußert: „Mit Italien unterhalten wir die 
allerbeſten, unmittelbaren Beziehungen, die ſich auf alte 
Traditionen und auf aktuelles Verſtändnis der gegenſeitigen 
Intereſſen ſtützen ... Wenn ich von Großbritannien 
ſpreche, möchte ich feſtſtellen, daß ſich unſer Verhältnis zu 
dieſer Macht aufs allerbeſte geſtaltet, was ſowohl in einer 
Reihe von Handlungen auf dem Genfer Boden zum Aus⸗ 
druck kam, als auch in den ſich günſtig entwickelnden wirt⸗ 
ſchaftlichen Veziehungen zwiſchen unſeren Ländern. Es er⸗ 
ſcheint mir auch als völlig unwahrſcheinlich, daß zwiſchen 
Zielen der engliſchen Politik in Europa und den vitalen 
Intereſſen unſerer Politik irgendeine Gegenſätzlichkeit be⸗ 
ſtehen könnte ..“ - 

Oberſt Beck hob in feiner Rede weiter, ohne auf Einzel⸗ 
fragen einzugehen, die Bedeutung der Nichtangriffs⸗ 
pakte mit Deutſchland und Sowjetrußland 
hervor: „Meiner Anſicht nach muß man daran erinnern, 
daß bei den Nichtangriffspakten der Sowjetunion mit ihren 
weſtlichen Nachbarn Polen die entſcheidende Rolle geſpielt 
und dadurch erſtmalig zur Schaffung von Grundſätzen eines 
dauernden friedlichen Verhältniſſes zwiſchen der Sowjet⸗ 
union und Staaten anderer Organiſation beigetragen hat. 
Wenn es aber um unſere Vereinbarung mit 
Deutſchland vom Jahre 1934 geht, fo hat die 
ganze Weltmeinung dieſen Akt als eines 
der bedeutſamſten internationalen Ereig⸗ 
niſſe auf dem Wege zur Schaffung fried⸗ 
lichen Zuſammenlebens im Nachkriegs⸗ 
europa eingeſchätzt.“ . 

Kritiſch äußerte ſich Oberſt Beck über Litauen und ſein 
Verhältnis zu Polen: „. . . Nicht überall natürlich haben 
wir die gleichen und ebenſo befriedigenden Ergebniſſe feſt⸗ 
zuſtellen. Wir haben viele Nachbarn. Ich werde auf unſere 
beiden großen Nachbarn, den öſtlichen und den weſtlichen, 
ſowie auf Rumänien, das unſer Bundesgenoſſe iſt, nicht 
mehr zurückkommen. Wir haben noch Lettland, mit 
welchem wir freundſchaftliche Beziehungen, die ſich günſtig 
entwickeln, unterhalten. Wir haben weiter leider die 
allerwunderlichſte Erſcheinung nachbar⸗ 
lichen Daſeins, nämlich Litauen, einen Nach⸗ 
barn, der in bezug auf uns keine der nachbarſchaftlichen 
Regeln anerkennt, die von ziviliſierten Ländern angewendet 
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könne. 


werden. Wir könnten dies als den Nullpunkt anſehen, wenn 
nicht der jüngſt abgeſchloſſene Prozeß um den Mord 
an Miniſter Pieracki auf dieſe Angelegenheit neues 
ſchmerzliches Licht geworfen hätte. Aus den mir bisher 
bekannten Akten dieſes Prozeſſes iſt auf Grund von Doku⸗ 
menten erſichtlich, daß ein ehemaliges Mitglied der 
litauiſchen Regierung tätigen Anteil an der Organiſation 
und Finanzlerung der terroriſtiſchen Aktion in Polen ge⸗ 
nommen hat. Ich werde nicht verfehlen, mich mit den 
Einzelheiten dieſer Angelegenheit genau bekannt zu machen. 
Sollte es ſich nämlich herausſtellen, daß dies nicht eine 
Epiſode der Vergangenheit, ſondern eine fortbeſtehende 
Aktion der litauiſchen Regierung iſt, dann müßten wir 
Litauen als ein den Frieden gefährdendes 
Element erachten.“ 


Zurückhaltend, aber zur Verſtändigung bereit, ſprach 
Oberſt Bed über das Verhältnis Polens zur Tschechei: 


„Die polniſche öffentliche Meinung iſt ſeit längerer Zeit be⸗ 


unruhigt durch die Behandlung der Polen 
in der uns benachbarten tſchechoſlowaki⸗ 
then Republik. Die Angelegenheit iſt tatſächlich pein⸗ 
lich, und es iſt begreiflich, daß angeſichts der Anwendung 
von Schikanen gegen Polen außerhalb der polniſchen 
Staatsgrenzen unſere öffentliche Meinung nicht gleichgültig 
bleiben kann und die Regierung immer mit dieſem Faktor 
rechnen muß. Wir haben über dieſes Thema eine diplo⸗ 
matiſche Korreſpondenz mit Prag durchgeführt, geſtützt auf 
die zwiſchen uns beſtehenden Verträge, die uns berechtigen, 
in dieſer Angelegenheit das Wort zu ergreifen. In dieſer 
Korreſpondenz gab ich der Ueberzeugung Ausdruck, daß 
über die zwiſchen unferen Ländern be⸗ 
ſtehende Atmoſphäre in erſter Linie der tat⸗ 
ſächliche Zuſtand entſcheiden wird, nämlich 
die Be, dlung der Polen in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei. Keinerlei künſtliche Prozedur und keinerlei 
Diplomatiſieren kann hier etwas helfen. Andererſeits aber 
wird jede Bekundung des guten Willens der 
Prager Regierung von uns gebührend ein⸗ 
geſchätzt werden und auf geradeſtem Wege zur Schaf⸗ 
fung einer beſſeren nachbarlichen Atmoſphäre beitragen.“ 


Im weſentlichen hat Oberſt Beck in feinem Expoſé 
nichts Neues geſagt. Auf Einzelheiten der internationalen 
Beziehungen Polens ließ er ſich, außer im Falle der Tſchechei 
und Litauens, nicht ein. Auch die Ausſprache über 
feine Rede war in dieſer Hinſicht wenig er⸗ 
giebig. Erwähnenswert ſind allensfalls einige Sätze, die 
der Außenminiſter in ſeinem Schlußwort auf die Dan⸗ 
ziger Frage verwandte: Polen habe in der Freien Stadt 
ſeine Intereſſen und Rechte, von denen es nicht zurücktreten 
ö Es habe allerdings auch kein Intereſſe daran, die 
Exiſtenz der Freien Stadt und die Wirtſchaft Danzigs zu 


zerſtören. Die Freie Stadt ſei wirtſchaftlich an Polen ge⸗ 
bunden, und Polen wolle nur, daß feine Rechte beachtet 
würden. Trotz der Verwicklungen müſſe feſtgeſtellt werden, 
daß in den letzten Jahren Fortſchritte erzielt worden ſeien, 
und es ſei ſeine Pflicht, zu erklären, daß im Verhältnis zu 
früheren Jahren, da dieſe Fragen lediglich ein Objekt des 
politiſchen Spiels waren, eine geſündere Grundlage gefun⸗ 
den worden ſei, auf der ſich das Verſtändnis für die gegen⸗ 
ſeitigen Belange finden laſſe. 

Es fiel auf, daß Oberſt Beck in feinem Expoſé das 
polniſche Verhältnis zu Frankreich nur indirekt er⸗ 
wähnte, indem er betonte, daß das polniſch⸗franzöſiſche 
Bündnis durch den Pakt mit Deutſchland nicht beeinträchtigt 
werde, und daß er auch im Laufe der Ausſprache auf 
Frankreich nur nebenbei zu ſprechen kam, indem er Lavals 
Verſuche, im abeſſiniſch⸗italieniſchen Konflikt Frieden zu 
ſtiften, mit ein paar liebenswürdigen Worten bedachte. Be⸗ 
merkenswert war auch, daß der Außenminiſter es vorſichtig 
vermied, ſich näher über das Verhältnis zu Sowjetrußland 
zu äußern, obwohl ihm der Abgeordnete Surzynſki⸗ 
Poſen hierzu Gelegenheit gab. Der Nichtangriffspakt mit 
der Sowjetunion, führte Surzynſki u. a. aus, ſei das 
erſte reale Friedenswerk in Europa geweſen. Mit Bedauern 
ſei jedoch feſtzuſtellen, daß das letzte Jahr nach 
einer kurzen Zeitder Entſpannung eine be⸗ 
denkliche Entwicklung aufweiſe. Es ſei ein 
offenes Geheimnis, daß die Komintern eine erhöhte 
Aktivität entfalte, um eine Revolution in Polen 
hervorzurufen. Man könne die Entſchließung des letzten 
Kominternkongreſſes und insbeſondere die Ausführungen 
Dimitroffs nicht vberſchweigen, den faſchiſtiſchen 
Polenſtaat zu beſeitigen und Galizien zu 
liquidieren, um die Räteherrſchaft aufzurichten. Oberſt 
Beck hat, wie geſagt, auf dieſe Anzapfung nicht reagiert, 
weder für noch gegen die Kritik des Abgeordneten Stellung 
genommen. Ebenſo hat er ſich gegenüber den Ausführungen 
Surzynſkis zum deutſch⸗polniſchen Gewaltverzichtspakt 
ſchweigend verhalten. Dieſer Pakt, meinte der Abgeordnete, 
ſei eine der wichtigſten Tatſachen in der faſt 
tauſendjährigen Geſchichte Polens. Er habe 
nicht nur für die Partner ein überragendes Gewicht, ſondern 
bei aufrichtiger Erfüllung ſtelle er die Grundlage für 
den Frieden Europas ſchlechthin dar. Er, Sur⸗ 
zynſki, glaube an die amtlichen Erklärungen des Führers 
des deutſchen Volkes, Adolf Hitler, und erhoffe, daß ſich auf 
Grund dieſer Erklärungen die gegenſeitigen Beziehungen 
geſtalten mögen. Allerdings müſſe geſagt werden, daß ein 
großer Teil des polniſchen Volkes dem Pakt 
von 1934 Mißtrauen entgegenbringe. Das fei 
in der Erkenntnis der Geſchichte begründet, und deshalb ſei 
winden Zeit notwendig, um dieſes Mißtrauen zu über⸗ 
winden 


Kleinigkeiten aus dem Seim 


In der Sejmausſprache über die Haushalte der 
verſchiedenen Miniſterien wurden mancherlei intereſſante 
Mitteilungen über die Zuſtände und Verhältniſſe in Polen 
gemacht. Aus den Reden der Miniſter und den Referaten 
der Berichterſtatter ſeien einige Einzelheiten wiedergegeben: 


Charakteriſtiſch iſt für die Lage auf dem Ar⸗ 
beitsmarkt die gleichzeitige Zunahme der Beſchäftigten 
und der Arbeitsloſen. Dieſer ſcheinbare Widerſpruch iſt aus 
dem ſtarken Nachdrängen der Arbeitsloſen 


vom Lande in die Städte und aus dem ſtetigen 


Geburtenzuwachs zu erklären. In Polen nimmt die 
Zahl der Beſchäftigungſuchenden alljähr- 
lichumetwa 400 000 z u. Mit dieſem Zuwachs vermag 
die Entwicklung von Induſtrie, Handel und Verkehr nicht 
Schritt zu halten. Beſonders ſchwierig geſtaltet ſich unter 
dieſen Umſtänden die Lage der Jugend. Während es im 
Jahre 1935 in Polen im ganzen 1,9 Millionen Menſchen im 
Alter von 16 bis 19 Jahren gegeben hat, wird es im Jahre 
1941, wenn das bisherige Enkwicklungstempo anhält, be⸗ 
reits 3,1 Millionen Menſchen dieſer Jahrgänge geben. 
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Polen beſitzt eine viel zu geringe Zahl von 
Aerzten. Auf je 3000 Einwohner entfällt im Durchſchnitt 
des Staates nur ein Arzt, während es in Oeſterreich dreimal 
ſo viel und in Eſtland und Lettland zweimal ſo viel Aerzte 
im Verhältnis zur Bevölkerungsziffer gibt. Beſonders 
unzweckmäßig iſt in Polen die räumliche Ver⸗ 
teilung der Aerzte. In Warſchau trifft z. B. ſchon 
auf je 514 Einwohner ein Arzt, während auf dem flachen 
Lande auf je 9000 Einwohner kaum ein Arzt entfällt. 


Die Zahl der in Polen beſchäftigten Aus⸗ 
länder beträgt nur 9558. Davon ſind zwei Drittel bereits 
im Jahre 1921 in Polen tätig geweſen. Die mehrfach er⸗ 
hobene Forderung, dieſe Ausländer mit Rückſicht auf die 
Arbeitsmarktlage auszuweiſen, muß von der Regierung 
unter Beachtung der Tatſache abgelehnt werden, daß auch 
ſehr viele polniſche Staatsangehörige im Auslande erwerbs⸗ 
tätig ſind. Die Entlaſtung des polniſchen Arbeitsmarktes 
durch die Ausweiſung der Ausländer würde ſehr wahrſchein⸗ 
lich durch die hierdurch provozierten Gegenmaßnahmen der 
anderen Staaten mehr als aufgewogen werden. 


Die polniſche Staatspoligel befteht aus 774 
Offizieren und 28592 Mann; fie verfügt nur über 138 
Autos, 154 Motorräder und 1435 Fahrräder. Das Grenz- 
ſchutzkorps verfügt über 885 Offiziere und 25 421 Unter⸗ 
offiziere und Soldaten. Die Kriminalität in Polen ift 
im Steigen begriffen. Noch ſtärker als die Zahl der 
Bandenüberfälle, der Fälle von Staats verrat 
uſw. iſt die Zahl der Ausſchreitungen, der Fälle von 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt und 
öffentlicher Ruheſtörung angewachſen. Ferner hat ſich 
die Zahl der gemeinſchaftlichen Vergehen, der ungeſetz⸗ 
lichen Verſammlungen, der Verbreitung ver⸗ 
botener Schriften uſw., vermehrt. Die Tätigkeit der 
umſtürzleriſchen und terroriſtiſchen Organiſa⸗ 
tionen hat an Umfang zugenommen. Beſonders in den 
öſtlichen Gebietsteilen Polens wird in letzter Zeit in zu⸗ 
nehmendem Maße die Organiſierung von ſtaats⸗ 
feindlichen Maſſendemonſtrationen verſucht. 

Das polniſche Gefängnisweſen umfaßt 6 Beſſe⸗ 
rungsanſtalten und 333 Gefängniſſe. Das geſamte Faſſungs⸗ 
vermögen dieſer 339 Anſtalten betrug am 1. Dezember v. Is. 
39 028 Perſonen. Bejegt aber waren die Gefängniſſe an 
dieſem Tage mit 59.560 Perſonen. 

Die polniſche Poſt arbeitet trotz niedriger 
Entlohnung ihrer Angeſtellten weit teurer als die 


Die Trennungslinie 


Die Mitglieder der Oberſtengruppe ſagen, daß es eine 
ſolche Gruppe in Wirklichkeit gar nicht gibt. Das 
trifft inſofern zu, als dieſe Gruppe tatſächlich weder eine 
Partei, noch einen ſonſtwie organiſatoriſch feſt umriſſenen 
Perſonenkreis bildet. Sondern ſie iſt eben eine Gruppe von 

Politikern, die ſich als alte Mitkämpfer und Ver⸗ 
traute des Marſchalls für die allein wirklich be⸗ 
rufenen Erben und Vollſtrecker ſeines Willens halten und, 
als die Männer der „Erſten Brigade“, mit einer ge⸗ 
wiſſen Geringſchätzung auf die „gleichgeſchalteten“ Pilſudſki⸗ 
anhänger blicken, die ſie ſpöttiſch als die „Dritte Bri⸗ 
gade“ bezeichnen. Inſofern iſt alſo eine Oberſtengruppe 
tatſächlich vorhanden, wenn ſich der Kreis der Perſönlich⸗ 
keiten, der zu ihr gehört, auch nicht immer feſt umreißen 
läßt. 

Als im Herbſt v. Is. die Regierungsumbil⸗ 
dung erfolgte, begann ſich der Unterſchied zwiſchen der 
Oberſtengruppe und der „Dritten Brigade“ deutlicher be⸗ 
merkbar zu machen. Die Oberſtengruppe wurde aus ihrer 
bis dahin vorherrſchenden Stellung verdrängt. Aber die 
entſcheidende Poſition, das Außenminiſterium, wurde von 
ihr behauptet. Und an dieſer Poſition mußte, wie ſich ſchon 
nach wenigen Monaten zeigte, der Verſuch, die Gruppe 
völlig auszuſchalten, ſcheitern. In letzter Zeit wurden be⸗ 
reits wieder verſchiedene wichtige Poſten mit Männern 
dieſer Gruppe beſetzt. Aber der Gegenſatz dauerte fort. Die 
Oeffentlichkeit erfuhr über die Meinungsverſchiedenheiten, 
die hinter den Kuliſſen ausgetragen wurden, nur wenig. 
Sie war auf Vermutungen angewieſen, und ſie neigte dazu, 


von einer Oppoſition der Oberſtengruppe 
gegen die Regierung Koscialkowſki zu 
ſprechen. 


Da erregte ein Artikel erhebliches Aufſehen, der kürz⸗ 
lich in der „Gazeta Polska” erſchien, die ſowohl das offizielle 
Regierungsblatt wie das Organ der Oberſtengruppe iſt. In 
dem Artikel wird eine gewiſſe Zermürbung in den 
führenden Kreiſen des Regierungslagers 
feſtgeſtellt. Es gebe in dieſem Lager Leute, welche die ſeit 
dem Maiumſturz von 1926 verfolgte politiſche Linie nicht 
mehr einhalten möchten. Nach der Meinung dieſer Leute 
ſei die Periode von 1926 bis 1935, alſo vom Maiumſturz 
bis zum Tode des Marſchalls, eine „Ausnahme⸗ 
periode“ geweſen, deren Beſtand ganz und ausſchließlich 
der Perſon Pilſudſkis zu verdanken geweſen ſei. Das 
„normale Polen“ müſſe nach der Anſicht dieſer Leute 
ein anderes fein. „Aber was für eines?“ fragte die „Gazeta 
Polska“ und fügt hinzu: „Das einzige andere Polen, das wir 
aus Erfahrung kennen, iſt das Polen aus der Zeit vor 1926 


Poſt faſt aller weſt⸗ und mitteleuropäiſchen 
Staaten. Ein Brief, der in Polen 25 Groſchen koſtet, 
wird bei Umrechnung des Kurſes in Danzig zum Gegenwert 
von 15, in Frankreich, England und Deutſchland zum Gegen— 
wert von 17 Groſchen befördert. In Polen entfallen ouf 
je einen Einwohner im Jahr 21 Briefe, in der 
Schweiz dagegen 172, in Belgien 171, in Holland 132 uſw. 
Nach der Jahl ſeiner Einwohner ſteht Polen in Europa 
an 6., nach der Zahl ſeiner Briefſachen und Telegramme 
aber an 26., nach der Zahl ſeiner Rundfunkteilnehmer an 
19. Stelle. 
: Heftige Angriffe richtete der ukrainiſche Abgeordnete 
Celewicz aus Oſtgalizien gegen die von dem Wojewoden 
Joſefſki ausgehaltenen „ukrainiſchen“ Abgeord⸗ 
neten aus Wolhynien: „Man muß ſich darüber klar 
fein, daß dieſe wolhyniſchen ‚Führer‘ nicht auf wolhyniſchem 
Boden aufgewachſen ſind, daß ſie vielmehr aus Gnade und 
Barmherzigkeit die polniſche Staatsangehörigkeit erhalten 
RR und ſich jetzt bemühen, dafür dankbar zu fein. Die 
olge dieſer Politik iſt der gegenwärtige Stand der Dinge 
in Wolhynien, wo ſich das Sektenweſen, die Gott: 
loſen bewegung, das Banditentum und eine 
eigene Art von Kommunismus breit machen, da 
die „ nicht zu poſitiver Aufbauarbeit zugelaſſen 
wird.“ 5 


im Regierungslager 


geweſen. Alle diejenigen, die an den dauern⸗ 
den Beſtand des Nachmai⸗Polens nicht 
glauben, beginnen ſo zu ſprechen und zu 
handeln, als ob das Vormai⸗Polen zurück⸗ 
kehren ſollte .. . Und hier, ſagt die „Gazeta Polska“, 
mache ſich eine Trennungslinie bemerkbar. Nicht ein 
politiſches Konzept, ſondern der Glaube und der 
Charakter ſeies, der dieſe Trennungslinie 
ziehe. Auf der einen Seite ſtänden die Leute, die nicht 
zu glauben vermöchten, daß im Jahre 1926 das machtloſe 
Polen für immer begraben wurde, und daß man das Land 
regieren könne, ohne dem Klaſſen⸗ und Ständeegoismus 
zu ſchmeicheln; auf der anderen Seite aber ſtänden die⸗ 
jenigen, die daran glauben, daß man das von Pilſudſki 
begonnene Werk fortführen könne. Die Trennungslinie 
zeichne ſich heute noch nicht ganz deutlich ab. „Aber 
früher oder ſpäter werden ſich auf der einen 
Seite der Barrikade alle diejenigen vor⸗ 
finden, die das Nachmai⸗Polen liquidieren 
wollen, und auf der anderen diejenigen, 
welche gewilltſind, es zu feſtigen, zuſtärken 
und weiter emporzuführen.“ Es nähere ſich der 
Tag, wo jeder ſein Gewiſſen werde befragen müſſen, wo 
ſein Platz iſt: unter denen, die glauben, oder unter denen, 
die den Glauben verloren haben. „Wir werden uns 
dem Verſuch!, fo ſchließt das Organ der Oberſtengruppe 
feinen Artikel, „Polen in die Vormai⸗Zeit zurück- 
zuführen, mit aller Entſchloſſenheit, deren 
wir fähig find, widerſetzen. Der Kampf mit 
uns wird nicht leicht ſein. Für niemanden! 


Dieſer Artikel iſt eine nicht mißzuverſtehende Warnung 
der Oberſtengruppe an die Regierung Koscialkowſki. Die 
Trennungslinie geht nicht durch die Maſſen des Volkes 
allein, ſondern auch durch die Regierung ſelbſt. Koscial⸗ 
kowſki, Kwiatkowſki und Gorecki machen die Oeffentlichkeit 
gegen die Oberſtengruppe mobil, der ja auch ihr Miniſter⸗ 
kollege Beck angehört; und die Oberſtengruppe benutzt zu 
ihrer Kritik an Koscialkowſki, Kwiatkowſki und Gorecki das 
amtliche Regierungsorgan, die „Gazeta Polska“, und die 
gleichfalls von Regierungsgeldern lebende Telegraphen⸗ 
agentur „Iskra“. Eine ſonderbare Lage. Mit ihrer baldigen 
Klärung iſt freilich nicht zu rechnen. Es wird vielmehr ver⸗ 
ſucht werden, die Spannung wie bisher zu überbrücken, um 
eine offene Kriſe des Regierungsſyſtems, an der weder die 
Oberſtengruppe noch die Kreiſe um Koscialkowſki intereſſiert 
find, zu verhindern. Koscialkowfki hat vielleicht größeren 
Anhang. Aber die Oberſtengruppe beſitzt die ſtärkeren 
Perſönlichkeiten. 
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Die oberſchleſiſche Autonomie 


In letzter Zeit beſchäftigt ſich die polniſche Oeffentlichkeit 
wieder lebhafter mit der Frage der oberſchleſi⸗ 
ſchen Autonomie. Beſonderes Intereſſe hat in dieſer 
Beziehung die Haushaltsrede des Wojewoden 
Grazynſki vor dem Schleſiſchen Teilgebietslandtag am 
20. Januar d. Is. gefunden. Grazynſki erklärte, daß er 
eine Abänderung des „Organiſchen Statuts“, 
alſo des Autonomiegeſetzes der Wojewodſchaft Schleſien, 
für „unbedingt erforderlich“ halte. Aus dem 
Geſetz müßten, wie er ſich ausdrückte, alle den „Grundſätzen 
des ſtaatlichen Intereſſes“ widerſprechenden „politiſchen 
Auswüchſe“ verſchwinden. Das Geſetz ſei „ſchlecht formu⸗ 
liert“; ein Teil ſeiner Beſtimmungen ſtehe im Widerſpruch 
zur neuen Verfaſſung, ein Teil ſei veraltet. Das Geſetz 
müſſe „den Intereſſen des Induſtriegebietes und den ſozialen 
Anforderungen der Bevölkerung angepaßt“ werden. Die 
erſten Schritte auf dieſem Wege ſeien der dem Teilgebiets⸗ 
landtag vorgelegte Entwurf eines Geſetzes über die terri⸗ 
toriale Neugliederung der Gemeinden und Landkreiſe, die 
Abänderung des Selbſtverwaltungsrechtes der Gemeinden 
und die Angleichung der Schul⸗ und Steuergeſetze an das 
übrige Polen. 

Grazynſki gab im Jahre 1926, als er ſein Amt in Katto⸗ 
witz antrat, zwar die ausdrückliche Verſicherung ab, daß er 
die Autonomie mit allen ſeinen Kräften verteidigen werde. 
Das wirkliche Ziel ſeiner Tätigkeit aber war — neben der 
radikalen Unterdrückung des oberſchleſiſchen Deutſchtums — 
immer die Beſeitigung der Autonomie. Auch zu Beginn des 
vergangenen Jahres unternahm Grazynſki einen Vorſtoß 
gegen die autonomen Rechte der Wojewodſchaft. Er machte 
damals. um feinen Abſichten den gehörigen Nachdruck zu 
geben, die Straße mobil; in allen Städten Oſtoberſchleſiens 
fanden Kundgebungen der Grazynſkianhänger ſtatt, in 
denen Entſchließungen gegen die Autonomie gefaßt wurden. 
Aber der Wojewode hatte damals noch mit einem lebhaften 
Widerſtand der oppoſitionellen Parteien 
zu rechnen, die im Teilgebietslandtag gegenüber den Re⸗ 
gierungsanhängern noch die Mehrheit beſaßen. Die Chriſt⸗ 


lichen Demokraten Korfantys ſetzten ſich heftig zur Wehr. 
Sie erinnerten an das feierliche Verſprechen der Autonomie, 
mit dem die polniſchen Agitatoren während der Abſtim⸗ 
mungszeit unter der oberſchleſiſchen Bevölkerung auf 
Stimmenfang ausgingen. Und der damalige Sejmmarſchall 
Wolny verwies im Schleſiſchen Teilgebietslandtag darauf, 
daß während der Verhandlungen über das Genfer Abkom⸗ 
men der polniſche Unterhändler, Miniſter Olſzewſki, 
dem Präſidenten Calonder die verpflichtende Verſicherung 
gegeben habe, daß Polen entſchloſſen fei, alle 
Rechte des ihm über antworteten Gebietes 
zu garantieren. 

Inzwiſchen hat ſich die politiſche Lage für Grazynſki 
erheblich verbeſſert. Im Schleſiſchen Teilgebietslandtag ver⸗ 
fügt der Regierungsblock (der ſich in der Woſewod⸗ 
ſchaft Schleſien im Gegenſatz zum übrigen Polen noch nicht 
aufgelöſt hat) über die Mehrheit der Sitze. Die Widerſtands⸗ 
kraft der oppoſitionellen Parteien ſcheint hier gebrochen zu 
fein. Grazynſki ſitzt am längeren Hebel. Die Deutſchen find 
aus dem öffentlichen Leben ausgeſchaltet. Der Aufſtän⸗ 
diſchenverband ſcheint der einzige Faktor zu ſein, mit 
dem Grazynſki noch rechnet. Er hat in feiner Haushaltsrede 
die Verdienſte dieſes Verbandes „gebührend gewürdigt“ und 
nicht verfehlt, darauf hinzuweiſen, daß für die Zwecke des 
Verbandes im Haushalt 100 000 Zloty bereitgeſtellt worden 
find. Die Berechnung Grazuynſkis hat freilich einen erheb⸗ 
lichen Fehler: Die augenblickliche Zuſammenſetzung des 
Landtags iſt kein Spiegelbild der öffentlichen 
Meinung, am wenigſten in der Frage der Autonomie. 
In dieſem Punkte ſind die alteingeſeſſenen Bewohner der 
Wojewodſchaft empfindlich geblieben. Sie ſind auf die Ga⸗ 


lizier und Kongreßpolen, die unter dem Grazynſkiregime in 


Maſſen das oberſchleſiſche Land überſchwemmt und in erheb⸗ 

lichem Maße zur Verſchärfung der Arbeitsloſigkeit bei⸗ 

getragen haben, niemals gut zu ſprechen geweſen. Von 

einer Beſeitigung der verbürgten Sonderrechte befürchten 

e ohne Grund eine weitere Ueberfremdung ihres 
ietes. 


Oſtland⸗ Chronik 


Polniſche Propaganda in Deutſchland 
Auf dem Gebiete der kulturellen Zuſammenarbeit 
zwiſchen Deutſchland und Polen hat ſich im Laufe der letzten 
Monate manches ereignet. Auffällig iſt dabei, daß die 
Pan pl Seite eine weſentlich ſtärkere Aktivität entfaltet als 
ie deutſche, was darauf beruht, daß der polniſchen Propa⸗ 
ganda in Deutſchland nicht dieſelbe paſſive Haltung oder gar 
N begegnet wie der deutſchen Propaganda in 
olen. 


Man kann nun nicht in jedem Falle behaupten, daß 
die deutſchen Stellen, die bei der Veranſtaltung einer 
polniſchen Ausſtellung oder dergleichen als Partner oder 
Gaſtgeber auftreten, ſich befonders geſchickt zu benehmen 
verſtehen: Insbeſondere gibt hier die Tätigkeit des 
Deutſch⸗polniſchen Inſtituts an der Ber⸗ 
liner Leſſinghochſchule zu Beanſtandungen Anlaß, 
ſowohl in der Regie ſeiner Vortragstätigkeit wie auch letzt⸗ 
hin wieder bei der Durchführung einer Ausſtellung von 
Photos, Zeichnungen und Aquarellen nach Motiven 
polniſcher Landſchaften und Städte. In letzter Zeit hat auch 
eine polniſche Kunſtausſtellung in Stettin 
ſtattgefunden. In Dresden wurde der Film „Auguſt 
der Starke“ uraufgeführt, der ſich als „deutſch⸗ 
polniſcher Gemeinſchaftsfilm“ bezeichnet, wobei ſich die 
„Gemeinſchaft“ nicht nur auf die Herſtellung, ſondern auch 
ind. f erſtreckt, daß beide Seiten mit der Arbeit unzufrieden 
ind. 

Vor einiger Zeit wurde in Berlin ein Kulturfilm 
der Ufa über das alte Krakau uraufgeführt. Der deutſche 
Charakter, den Krakau zu der Zeit trug. in der das 
architektoniſche Bild entſtand, das dieſer Stadt die Vezeich⸗ 
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nung als einer „Königin der Städte Polens“ eintrug, wird 
in dieſem Film gefliſſentlich unterſchlagen, damit man ja nicht 
erfährt, wie deutſch dieſe Stadt einmal war! 
Gleichzeitig mit dieſem Kulturfilm wurde in Berlin ein von 
amtlicher Warſchauer Seite zuſammengeſtellter Film 
über das Leben Pilſudſkis uraufgeführt; es 
handelt ſich um eine Filmmontage, die ganz auf propagan⸗ 
diſtiſche Wirkung eingeſtellt iſt und — wahrſcheinlich aus 
Mangel an geeigneten Bildſtreifen — vieles unberückſichtigt 
läßt und manches umdeutet. Während dieſer polniſche Pro⸗ 
pagandafilm in Deutſchland gezeigt wird, wird zu gleicher 
Zeit aber in Polen die Vorführung des Reichsparteitag⸗ 
films „Der Triumph des Willens“ in geſchloſſenen 
Veranſtaltungen vor den Mitgliedern der deutſchen Volks⸗ 
gruppe verboten. Im Warſchauer Sejm wurde während 
der Ausſprache über den Staatshaushalt mit Recht das gute 
Funktionieren der polniſchen Auslandspropaganda beſtätigt. 


Furkwängler dirigierte in Polen 

Das Orcheſter der Berliner Philharmonie 
hat im Januar unter Führung ſeines berühmten Dirigenten 
Furtwängler eine Konzertreiſe durch Polen unter⸗ 
nommen, die nach Warſchau und Poſen führte. Die 
Veranſtaltungen, die auch vom polniſchen Rundfunk über⸗ 
nommen wurden, waren ein voller Erfolg. Die Bromberger 
„Deutſche Rundſchau“ ſtellte in dieſem Zuſammenhang feſt, 
„daß die Wahlverwandtſchaft des polniſchen Kulturlebens 
mit dem deutſchen Kulturkreis ihre ſtärkſten Bindungen 
durch die deutſche Muſik erhalten hat“. Leider hat es auch 
bei dieſem Anlaß einen leiſen Mißton gegeben. Die An⸗ 
fage über den Rundfunk erfolgte in polniſcher und 
— franzöſiſcher Sprache. Man darf wohl jagen, daß 


ein klein wenig mehr Takt den polniſchen Rundfunk dazu 
hätte veranlaſſen können, ſich bei der Anſage eines deutſchen 
Konzertes der deutſchen Sprache zu bedienen. Daß das 
vermieden wurde, kann keineswegs an dem Mangel eines 
der deutſchen Sprache kundigen Anſagers gelegen haben; 
auch trifft es keineswegs zu, daß die deutſche Sprache in 
Polen weniger als die franzöſiſche verbreitet iſt. Man ſieht 
eben, daß die ſprichwörtliche polniſche Höflichkeit auch dort, 
wo es ſich um künſtleriſche Dinge handelt, unter gewiſſen 
Beklemmungen leidet. Man kann darüber nur lächeln. 
Nebenbei bemerkt, ſagt der Reichsſender Stuttgart ſchon ſeit 
langem ſeine Konzerte, ſelbſt wenn es ſich nicht um Veran⸗ 
ſtaltungen polniſcher Gäſte handelt, u. a. auch in polniſcher 
Sprache an. 
Die Ortsnamen 

Gelegentlich regen ſich die Blätter des Polenbundes 
darüber auf, daß hin und wieder ein Dorf im öſtlichen 
Deutſchland ſtatt ſeines bisherigen ſlawiſchen einen deutſchen 
Namen erhält. Auch Smogorzemffi hat ſich letzthin in einem 
Artikel in der amtlichen „Cazeta Polska“ von dieſer Er⸗ 
regung anſtecken laſſen. Den Ortsnamenänderungen liegt 
nach dem in Deutſchland geltenden Verfahren der Wunſch 
der Bevölkerung zugrunde. Es iſt nur allzu verſtändlich, 
daß in der Bevölkerung der Wunſch, fremdklingende Orts⸗ 
namen abzuändern, um ſo ſtärker wird, je mehr die feind⸗ 
liche Propaganda beſtrebt iſt, aus den undeutſch klingenden 
Namen falſche Rückſchlüſſe auf die Volkszugehörigkeit der 
Ortsbewohner zu ziehen. Wenn man die aufgeregten Kom⸗ 
mentare zu derartigen gelegentlichen Ortsnamenänderungen 
in den polniſchen Jeitungen lieſt, könnte man meinen, daß 
einem Polen nichts ferner läge, als an der Exiſtenz deutſcher 
Ortsnamen in Polen Anſtoß zu nehmen. Wie es ſich in 
dieſer Beziehung wirklich verhält, geht wieder einmal aus 
einer im „llustrowany Kurier Codzienne“, der größten 
Zeitung Polens, am 15. Januar veröffentlichten Zuſchrift 
hervor. Dort beſchwert ſich jemand darüber, daß es in 
Galizien heute, 17 Jahre nach der Wiedererrichtung des 
polniſchen Staates, noch deutſche Ortsnamen gibt: 
Man finde dort Namen wie „Barwaldy“ und „Mühlbachy“, 
„Ernsdorfy“ und „Dornfeldy“, Kaltwaſſer und Dutzende 
andere. Dieſe deutſchen Dörfer heißen natürlich 
Bärwald, Mühlbach, Ernsdorf, Dornfeld uſw. und ſie ſind 
auch nicht, wie der ſchlecht unterrichtete polniſche Verfaſſer 
behauptet, zur Zeit Joſefs II. „umgetauft“ worden, ſondern 
es handelt ſich hier um Namen von Dörfern, die von 
deutſchen Koloniſten auf damals noch ungerodetem und un⸗ 
kultiviertem Boden, auf dem es noch keine ſlawiſchen Sied⸗ 
lungen gab, angelegt wurden. Ebenſo fällt es dem polniſchen 
Verfaſſer auf die Nerven, daß es im abgetrennten Gebiet 
Weſtpreußens noch Ortsnamen, wie „Rozgarty“, „Szyn⸗ 
wald“ uſw. gibt (womit natürlich Roßgarten, Schönwalde 
uſw. gemeint ſind). Er iſt der Meinung, daß das „Gefühl 
der nationalen Würde und das Bedürfnis, das frühere 
Unrecht und die Benachteiligung durch die Eroberer wieder⸗ 
gutzumachen“, die Beſeitigung der deutſchen Ortsnamen 
verlange. Denn, ſo heißt es weiter, „unſere Nachläſſigkeit 
ſtärkt die eroberiſchen Inſtinkte, da ſie als Erſcheinung der 
Schwäche gedeutet wird“. Na alſo 
Es iſt unglaublich 

Vor einiger Zeit fand in Thorn ein Beleidigungsprozeß 
ſtatt, den der Inſpektor für das Bildungsweſen im Kreiſe 
Berent, Dr. Czeſlaw Skopowſki, gegen den verantwort⸗ 
lichen Schriftleiter des „Slowo Pomorskie“ angeſtrengt hatte, 
weil dieſer ihn mit verächtlichem Ton als „Kulturträger“ 
bezeichnet hatte. Der „Dziennik Bydgoski“ brachte über die 
Gerichtsverhandlung voller Entrüſtung einen Bericht, in 
dem es u. a. heißt: „Es iſt unglaublich, was da 
geſchehen iſt! Dr. Skopowſki leitete in Berent einen 
vierwöchigen Vortragszyklus für Lehrer. Dieſer Pädagoge 
hat es dabei fertig gebracht, von den Kaſchuben, von 
denen wir alle wiſſen, daß ſie das Rückgrat des Polentums 
in Pommerellen und die Garanten des polniſchen Zugangs 
zum Meere find, öffentlich zu ſagen, daß ſie zu⸗ 
nächſt einmal Katholiken, dann Kaſchuben 
und dann erſt Polen ſind. Weiter hat er geſagt, 
daß der Ausdruck ‚Du Pole‘ in der Kaſchubei als Schimpf⸗ 
wort gilt.“ — Es iſt wirklich unglaublich „. 


Amlsenihebung eines deulſchen Schulleiters 


Der Leiter des Deutſchen Privatgymna⸗ 
fiums in Tarnowitz (0ſtoberſchleſien), Direktor 
Klemenz, wurde durch Verfügung der Wojewodſchaft 
feines Amtes enthoben. Jedoch wurde ihm die Er» 
laubnis, an der Anſtalt weiterhin Unterricht zu erteilen, 
gelaſſen. Von der Wojewodſchaft wurde die Amtsenthebung 
damit begründet, daß Direktor Klemenz es zugelaſſen habe, 
daß unter den Schülern ſeiner Anſtalt ein Wanderbund 
beſtehe, der unter dem Einfluß von der Schule fernſtehenden 
Leuten ſtände. Direktor Klemenz hatte die Wandergruppe 
bereits im Dezember v. Is. von ſich aus aufgelöſt und fein 
Verhalten in einem an die Wojewodſchaft gerichteten 
Schreiben gerechtfertigt. Zu ſeinem Nachfolger wurde Prof. 
Fiſcher ernannt. 


Neue iſchechiſche Schikanen gegen die Teſchener Polen 
Am 24. Januar wurde das Gebäude des pol⸗ 
niſchen Hotels „Polonia“ in Tſchechiſch⸗ 
Teſchen von einer ſtarken Gendarmerieabteilung um⸗ 
Bat und einer eingehenden Durchſuchung unterzogen. 
or allem durchſuchte die tſchechiſche Gendarmerie die 
Räume des Polniſchen Schulvereins; ſie wandte ihre Auf⸗ 
merkſamkeit aber auch den Räumen der anderen im Hotel 
untergebrachten polniſchen Vereine zu, wie des polniſchen 
Feuerwehrverbandes, des Pfadfinderbundes uſw. Sämtliche 
Bücher und der geſamte Schriftwechſel wurden durchſtäbert. 
Alle im Hauſe anweſenden Perſonen wurden von Kopf bis 
Fuß durchſucht. Vier Perſonen wurden verhaftet. Von 
tſchechiſcher Seite wurde die Unterſuchung damit begründet, 
daß die Gendarmerie einem Bund polniſcher Ver⸗ 
ſchwörer auf die Spur gekommen ſei, der ſeinen 
Sitz im Hotel „Polonia“ haben ſoll. — Für das Mißtrauen, 
mit dem die tſchechiſchen Behörden jeder Regung polniſch⸗ 
nationalen Lebens innerhalb der Grenzen ihres Staates 
gegenüberſtehen, iſt auch ein anderer Vorfall, der ſich in 
Mähriſch⸗Oſtrau am gleichen Tage ereignete, bezeich⸗ 
nend. Dort wurde ein Beamter des polniſchen 
Konſulates der ſich als diplomatiſcher Kurier auf dem 
Wege zur polniſchen Geſandtſchaft in Pre, befand, von 
der tſchechiſchen Gendarmerie verhaftet urd 
erſt nach einiger Zeit auf Anordnung einer höheren tſchechi⸗ 
ſchen Polizeiſtelle wieder freigelaſſen. Der Polizeidirektor 
von Mähriſch⸗Oſtrau hat ſich wegen dieſes Vorfalles beim 
polniſchen Konſul entſchuldigt. 


Peinliche Verwechflung in Wien 

Auf der Ringſtraße in Wien ſpazierten dieſer Tage 
zur Freude vieler und zum Entſetzen einiger weniger zwei 
Sportler, die auf ihren Hemden große Hakenkreuze mit 
einem Tannenzweig verziert trugen. Einer der übereifrigſten 
„Vaterländiſchen“ machte einen Wachtmann auf dieſes 
infame Verbrechen aufmerkſam. Der Wachtmann brachte 
die beiden Provokateure, die abſolut nicht deutſch verſtehen 
wollten, auf das Polizeikommiſſariat, wo ſich bald der 
myſteriöſe Fall aufklärte. Die beiden Miſſetäter entpuppten 
ſich nämlich als polniſche Pfadfinder, die dem 
Tatragau angehören und ähnlich wie die Gebirgsſchützen 
0 ihren Hemden Hakenkreuze mit einem Tannenzweig 
ragen. 


Die Loyalität der Ando 

Es hat in Polen ſtarke Beachtung gefunden, daß die 
ukrainiſchen Vertreter im Warſchauer 
Sejm zum erſten Mal ſeit dem Beſtehen des 
polniſchen Staates für den polniſchen 
Heereshaushalt geſtimmt haben. Der der Undo 
angehörende ukrainiſche Abgeordnete Celewicz begrün⸗ 
dete dieſe Zuſtimmung damit, daß „eine ſtarke und gut 
ausgerüſtete polniſche Armee im Intereſſe der ukrainiſchen 
Nation liege“. Die amtliche „Gazeta Polska“ unterſtrich 
die Bedeutung dieſer ukrainiſchen Stellungnahme u. a. mit 
folgenden Worten: „Solche Tatſachen vergißt man nicht. 
Man muß ſie ehrlich abſchätzen und anerkennen, daß ſie die 
Verpflichtung zur Loyalität nicht nur der Seite auferlegt, 
die dieſe Erklärung abgibt, ſondern auch derjenigen, die fie 
empfängt“. Dann aber, als ob es ſchon zu viel geſagt hätte, 
ſchwenkt das polniſche Regierungsblatt ſofort wieder ein: 
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Polen warte nun auf die Taten, die dieſen Worten 
folgen werden. Alſo hält das Blatt von der Erklärung 
Celewiczs im Grunde doch wohl nicht ſo viel? Oder es ſieht 
in der Erklärung zum mindeſten keinen Grund, den 
Ukrainern zu danken. Man erinnert ſich bei dieſer Gelegen⸗ 
heit an eine entſprechende, noch weiter gehende Loyalitäts⸗ 
erklärung, die vor einigen Jahren einmal einer der dama⸗ 
ligen Abgeordneten der deutſchen Volksgruppe abgab. Es 
war das wohl das einzige Mal, daß ein Sprecher der 
deutſchen Volksgruppe im polniſchen Sejm offenen Beifall 
bei den polniſchen Abgeordneten fand. An der Lage der 
deutſchen Volksgruppe aber hatte auch dieſe Verſicherung 
unbedingter Staatstreue nichts zu ändern vermocht. 


flommuniſten wühlen in Polen 

Die „Kölniſche Zeitung“ veröffentlicht unter der Ueber⸗ 
ſchrift „Kommuniſten wühlen in Polen“ einen fehr be⸗ 
merkenswerten Bericht ihres Warſchauer Vertreters über 
die in letzter Zeit wieder ſtärker in Erſchei⸗ 
nung tretende Wühlarbeit der Kommu⸗ 
niſten in Polen. In dem Bericht heißt es u. a.: „Im 
Haushaltsausſchuß des Sejms hat ſich in den letzten Tagen 
der polniſche Miniſter des Innern in einer Rede zu 
ſeinem Haushalt ſehr beſorgt über die wieder wachſende 
kommuniſtiſche Bewegung in Polen geäußert. Im Sommer 
des Vorjahres glaubte der jetzige Miniſterpräſident die 
Kommuniſtiſche Partei Polens (KPP) nach einem groß⸗ 
angelegten Feldzug der Polizei gegen ihre illegalen Organi⸗ 
ſationen für vorläufig lahmgelegt erklären zu können. Aber 
jetzt teilt der Miniſter des Innern mit, daß die illegale 
Tätigkeit der Kommuniſten in den letzten Monaten wieder 
ungewöhnlich ſtark geweſen iſt. In den letzten Wochen ſind 
allein in Warſchau annähernd ein Dutzend Gewerk⸗ 
ſchaftsverſammlungen ausgehoben worden, 
die nach der Darſtellung der Polizei in Wahrheit kom⸗ 
muniſtiſche Verſammlungen geweſen ſind. Die 
Lokale dieſer Gewerkſchaften wurden geſchloſſen und Hun⸗ 
derteihrer Mitglieder verhaftet. Aber beinahe 
in jeder Nacht werden in den Arbeiter- und Judenvierteln 
Transparente und Plakate mit kommuniſtiſchen Schlag⸗ 
worten und Aufrufen angeklebt oder an den Leitungs⸗ 
drähten der Straßenbahn aufgehängt. Seit Neujahr 
iſt beinahe kein Tag vergangen, an demnicht 
in Polen ein Kommuniſtenprozeß eröffnet 
oder abgeſchloſſen wurde. Im Rahmen der Kom⸗ 
intern ſpielt die KPP durchaus nicht die geringſte Rolle. 
In der letzten Zeit hat ſich der neue Führer der Komintern, 
Dimitroff, der APP befonders angenommen, und in 
Polen hat man Aufrufe zu Geſicht bekommen, in denen 
Dimitroff und die Führer der APP zum Sturz des faſchiſti⸗ 
ſchen Regimes in Polen auffordern.“ 


Mord in Wilna 

Der Sitzungsſaal des Wilnaer Bezirksgerichts war am 
27. Januar der Schauplatz eines verbrecheriſchen Anſchlags 
auf einen Zeugen, der im Prozeß gegen 17 der Vorbereitung 
des Hochverrats beſchuldigte Kommuniſten vernommen 
wurde. Während der Vernehmung dieſes Zeugen erhob ſich 
plötzlich ein Mann von einer der Zuſchauerbänke, ging auf 
den Zeugen zu und feuerte hintereinander vier Schüſſe 
aus einem Revolver auf ihn ab. Der Zeuge ſtürzte getroffen 
zu Boden, erhob ſich aber wieder und rief: Es lebe Polen! 
Darauf ſank er erneut zuſammen. Der Täter verſuchte, die 
allgemeine Verwirrung zu benutzen und zu fliehen. Er 
wurde jedoch von Polizeibeamten verfolgt. Auf der Treppe 
wandte er ſich plötzlich um und ſchoß auf ſeine Verfolger, 
ohne aber zu treffen. Die Beamten erwiderten das Feuer; 
ſie brachten dem Täter eine ſchwere Verletzung bei, ſo daß 
er ebenſo wie der angeſchoſſene Zeuge ins Krankenhaus 
gebracht werden mußte. 


Die jüdiſchen Studenten 

Der „Kurier Poznanski“ veröffentlichte am 19. Januar 
eine Ueberſicht über die Zahl der an den Hoch⸗ 
ſchulen Polens ſtudierenden Juden. Es muß 
vorausgeſchickt werden, daß es ſich hierbei nur um die 
moſaiſchen Juden handelt, während die getauften 
Juden in der Statiſtik nicht berückſichtigt worden ſind. Dem⸗ 
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nach hat es im Lehrjahr 1933/34 an den 24 Hochſchulen 
Polens unter im ganzen 49 599 Studierenden 8425 mo⸗ 
ſaiſche Juden gegeben; das ſind 17 v. H. Zu den von 
den Juden bevorzugten Studienfächern gehören, wie das 
auch in anderen Ländern der Fall iſt, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und Medizin. Hoch iſt der jüdiſche Anteil auch 
an den Journaliſtenhochſchulen, an denen auch 
vorwiegend jüdiſche Dozenten tätig ſind. Schwach ſind da⸗ 
gegen die Handels hochſchulen von den Juden be⸗ 
ſucht. Unter den einzelnen Hochſchulen iſt die Freie 

ochſchule in Warſchau am ſtärkſten verjudet; deren 
Studenten beſtehen faſt zur Hälfte aus Juden. Beſonders 
ſtark ſind auch die Univerſitäten Wilna, Lem- 
berg, Warſchau und Krakau jüdiſch verſeucht. Am 
reinſten hat ſich immer noch die Univerſität Poſen 
gehalten; doch iſt auch hier die Zahl der Juden im Steigen 
begriffen: im Lehrjahr 1924/25 nur 17, 1933/34 ſchon 77, 
1934/35 ſchon 86 und gegenwärtig über 100 Juden. 


Das polniſche Schulweſen in Danzig 

Das polniſche Schulweſen auf dem Gebiet der Freien 
Stadt Danzig hat ſich im vergangenen Jahre dank der ent⸗ 
gegenkommenden Haltung der Danziger Schulverwaltung 
erheblich entwickelt. Das nach Marſchall Pilſudſki 
benannte polniſche Gymnaſium in Danzig wird z. Zt. 
von 550 Schülern und Schülerinnen beſucht. Die Zahl der 
Schüler der polniſchen Handelsſchule ſtieg im vergan⸗ 
genen Jahr von 184 auf 216. Außerdem gibt es in der Stadt 
Danzig ſowie in ſechs anderen Orten des Freiſtaatsgebietes 
polniſche Volksſchulen, die insgefamt z. Zt. von 711 
Schülern beſucht werden. Das ſind 33 mehr als im ver⸗ 
gangenen Jahr. Auch die Zahl der Kinder, die in den 
18 polniſchen Kindergärten des Freiſtaatsgebietes 
untergebracht ſind, iſt geſtiegen, und zwar von 602 auf 712. 
Nur die reichliche Hälfte der dieſe polniſchen Anſtalten be⸗ 
ſuchenden Kinder beſitzt die Danziger Staatsange⸗ 
hörigkeit. Die übrigen ſind Kinder polniſcher 
Staatsangehöriger, die in Danzig erwerbstätig 
ſind, vor allem bei der polniſchen Eiſenbahndirektion in 
Danzig angeſtellt ſind. Es iſt bekannt, daß von polniſcher 
Seite immer wieder, und z. T. auch mit Erfolg, verſucht 
worden iſt, auch die Kinder deutſcher Eltern, die 
ſich in wirtſchaftlicher Abhängigkeit von polniſchen Stellen, 
vor allem der Eiſenbahndirektion, befinden, in die polniſchen 
Schulen zu ziehen. Im ganzen werden die erwähnten 
polniſchen Unterrichtsbetriebe gegenwärtig von über 2100 
Kindern beſucht. 


Neuordnung im Danziger Preſſeweſen 

Der Verband der Danziger Preſſe, der nach 
Errichtung der Freien Stadt Danzig vor 15 Jahren, Anfang 
Januar 1921, ins Leben trat, hat ſich jetzt als die Stan⸗ 
des vertretung der hauptberuflichen Jour⸗ 
naliften deutſcher Nationalität unter kamerad⸗ 
ſchaftlicher Beteiligung der in Danzig tätigen reichs⸗ 
deutſchen Preſſevertreter mit der Annahme 
neuer Satzungen und dem Beſchluſſe gerichtlicher Regiſter⸗ 
eintragung auf eine neue Grundlage geſtellt. Er iſt ein⸗ 
mütig unter die Führung des Hauptſchriftleiters Wilhelm 
Zarske vom gauamtlich maßgebenden nationalſozialiſti⸗ 
ſchen „Danziger Vorpoſten“ gekreten und hat zu ſtell⸗ 
vertretenden Verbandsführern die Schriftleiter Friedrich 
von Wilpert („Danziger Neueſte Nachrichten“) und 
Rolf Wingendorf („Danziger Korreſpondenzbüro“). In 
den Führerbeirat wurden die Schriftleiter Arthur Lenz 


(,„Deutſche Allgemeine Zeitung“), Joachim Nehring 


(Deutſches Nachrichten⸗-Büro) und Hanns Strohmenger 
Hane Danziger Vorpoſten“) berufen. Der Verband der 

anziger Preſſe gilt dem Senat der Freien Stadt Danzig 
gegenüber als die maßgebende berufliche Standesvertretung 
der deutſchen Journaliſten in Danzig. 


Werbt für „Oſtland“, 


die Halbmonatsſchrift für Oſtpolitit! 
eee 


Einſchränkung der Einfuhr aus Polen 


Im Warenverkehr zwiſchen Deutſchland und Polen iſt 
eine Stockung eingetreten. Die Hoffnungen, die man auf 
beiden Seiten an den Abſchluß des am 20 November v. Is. 
in Kraft geſetzten Wirtſchaftsvertrages geſetzt hatte, haben 
ſich vorerſt nicht erfüllt. Die Schwierigkeiten rühren, wie 
auch ſchon beim Kompenſationsabkommen vom Oktober 
1934, in der Hauptſache daher, daß ſich die polniſche Wirt⸗ 
ſchaft als zu ſchwach erweiſt, die vorgeſehenen Kontingente 
an deutſchen Waren aufzunehmen, bzw. daher, daß der 
polniſche Importhandel nicht geldkräftig genug iſt, um die 
notwendigerweiſe unbequemen Bedingungen des Ver⸗ 
rechnungsverkehrs zu ertragen. Das geht aus folgenden 
Angaben hervor: Vom 20. November bis zum 31. Dezem⸗ 
ber v. Is. betrug die polniſche Einfuhr aus 
Deutſchland den Gegenwert von 4,95 Mill. Danziger 
Gulden, die deutſche Einfuhr aus Polen dagegen 
den Gegenwert von 12,91 Mill. Danziger Gulden. Polen 
leinſchließlich Danzig) hat in dieſem Zeitraum alſo nur 
38 v. H. des Warenwertes aus Deutſchland bezogen, den es 
hätte beziehen müſſen, um den im Wirtſchaftsvertrag feſt⸗ 
gelegten Grundſatz 1:1 einzuhalten. Da für Deutſchland 
die Gewährung von Krediten an die polniſchen. Importeure 
nicht in Frage kam, blieb nur die Einſchränkung des deut⸗ 
ſchen Warenbezuges aus Polen übrig, um zu einem Aus⸗ 
gleich der Bilanz zu kommen. 5 „ : 

Da ſich dieſes Mißverhältnis von Ein⸗ und Ausfuhr 
auch im Monat Januar nicht beſſerte, fanden vom 16. 
bis 22. Januar in Warſchau Verhandlungen der im 


Wirtſchaftsvertrag vorgeſehenen beider⸗ 
ſeitigen Regierungsausſchüſſe ſtatt. Als Er⸗ 
gebnis der Beſprechungen wurde folgendes bekanntgegeben: 
Mit Rückſicht darauf, daß die Ausfuhr einiger landwirt⸗ 
ſchaftlicher Waren aus Polen aus Saiſongründen ſehr be⸗ 
deutend war, die deutſche Einfuhr nach Polen und der 
Freien Stadt Danzig dagegen die urſprünglich feſtgeſetzte 
Höhe nicht erreicht hat, haben die Regierungsausſchüſſe ve= 
ſchloſſen, den polniſchen Ausfuhrplan für den 
Monat Februar bedeutend herabzuſetzen. 
Eine ungenügende Entwicklung der deutſchen Ausfuhr nach 
Polen muß unbedingt zu einer Droſſelung der polniſchen 
Ausfuhr nach Deutſchland führen. Die beſonders ſtarke Be⸗ 
ſchränkung der polniſchen Ausfuhr im Monat Februar hat 
zum Ziel, eine glatte Abwicklung des Zahlungsverkehrs im 
Rahmen des Verrechnungsabkommens, ſowie die unverzüg⸗ 
liche Auszahlung der Forderungen an die Ausführenden 
ſicherzuſtellen und insbeſondere unter allen Umſtänden 
zu verhindern, daß irgendwelche Forderun⸗ 
gen aus polniſcher Ausfuhr in Deutſchland 
einfrieren. Um für die Zukunft eine weitere ſtarke 
Einſchränkung der polniſchen Ausfuhr nach Deutſchland zu 
vermeiden und der reibungsloſen Abwicklung des Waren⸗ 
verkehrs die Wege zu bereiten, haben ſich die beiden Regie⸗ 
rungsausſchüſſe über Maßnahmen verſtändigt, die zu einer 
Steigerung der deutſchen Ausfuhr nach 
Polen und damit zwangsweiſe zu einer Steigerung der 
polniſchen Ausfuhr nach Deutſchland führen werden. 


Polniſche Ueberſetzungen deutſcher Bücher 


Unter der Ueberſchrift „Deutſche Dichtung im 
Zerrſpiegel“ erſchien in „Zwiſchen Norden und 


Oſten“, der ausgezeichneten Beilage des „Danziger. 


Vorpoſten“ für Literatur, Kunſt und Wiſſenſchaft 
nachſtehender Beitrag von Arthur Reiß. 

Staaten verkehren miteinander durch die Mittel der 
Politik, die Fragen der Macht und der Wirtſchaft regelt und 
entſcheidet. Kultur und Kunſt aber ſind die Gebiete, auf 
denen die Völker ſich begegnen. Durch den Austauſch 
ihrer geiſtigen Güter lernen ſie ſich kennen und verſtehen. 
Doch die Gründlichkeit des Kennenlernens und das Maß 
und die Richtigkeit des Verſtehens hängen von der Deutlich⸗ 
keit und Ehrlichkeit des Bildes ab, das ein Volk von dem 
andern erhält, und das Bild wird nur dann ehrlich ſein, 
wenn es die weſentlichſten Charakterzüge und das wirkliche 
Leben eines Volkes widerſpiegelt. Kaum zu verfälſchen iſt 
das Bild da, wo es ſich um einen Austauſch von geiſtigen 
Gütern handelt, der keines Vermittlers oder Auswählers 
bedarf, von Gütern alfo, die aus den Bezirken der Muſik, 
der Malerei, der Plaſtik, der Architektur ſtammen. Hier ſind 
jedes Menſchen eigenes Auge und Ohr Vermittler, Wähler 
und Richter zugleich. Anders liegen die Dinge aber da, wo 
die fremde Sprache Schwierigkeiten bereitet: in die Bezirke 
fremder Literaturen und Dichtungen wird man meiſt nur 
mit Hilfe von Ueberſetzungen eindringen können. Hier 
zeichnen die Ueberſetzer dafür verantwortlich, daß ein deut⸗ 
liches und ehrliches Charakter⸗ und Weſensbild des andern 
Volkes vermittelt wird. Und die Verantwortung, die ſie 
tragen, wiegt um ſo ſchwerer, als der Kreis der Leſenden 
immer größer iſt als der der Malerei⸗ und Muſikſachverſtän⸗ 
digen. Man wird Kultur und Art eines frem⸗ 
den Volkes meiſt nach deſſen Literatur und 
Dichtung beurteilen. 

Wie ſieht nun das Bild aus, das die polniſchen 
Ueberſetzer deutſcher Bücher ihrem Volke von 
Weſen und Art des deutſchen Volkes vermittelt haben? 
Welche deutſchen Bücher haben ſie für charakteriſtiſch, für 
wichtig, einer Ueberſetzung für wert gehalten? Wir wollen 
bei dieſer Betrachtung die Jahre 1933 und 1934 berückſichtigen. 

Im Jahre 1933 ſind 38 deutſche Bücher 
in die polniſche Sprache überſetzt worden, 
und zwar wurden in einer Zeit, in der der politiſche und 
kulturelle Umbruch im deutſchen Volke bereits vollendet 


wurde, in der die ganze Welt auf Deutſchland ſah und das 
Intereſſe an deutſchen Büchern beſonders groß war, folgende 
deutſche Bücher durch Ueberſetzung dem polniſchen Volk zu⸗ 
gänglich gemacht: drei Bücher von Vicki Baum, ſechs 
Bücher von Courths⸗Mahler, Lion Feucht⸗ 
wangers „Der jüdiſche Krieg“, zwei Bücher von Ger⸗ 
ſtäcker, Ernſt Glaeſers „Frieden“, Claire Golls 
„Ein Menſch ertrinkt“, „Die Heilige und ihr Narr“ von 
Agnes Guenther (3. polniſche Auflage), H. H. Hin zel⸗ 
manns „Der Freund und die Frau des Kriegsblinden 
Hinkeldey“, ein Buch von T. Her zl, drei Erzählungen von 
E. T. A. Hoffmann, Kaeſtners „Fabian“, „Gigli — 
eine von uns“ von der Irmgard Keun, „Drei Tage Liebe“ 
von Lederer, zwei Bücher von E. Lothar „Der Kampf 
um das Herz“ und „Kleine Freundin“, ein Buch von Alfred 
Neumann, ein Buch von T. Plivier „Der Kaiſer 
ging, die Generale blieben“, Schillers „Don Carlos“, 
drei Bücher von Bruno Traven, darunter „Die weiße 
Roſe“ und „Das Totenſchiff“, eine deutſche Ueberſetzung aus 
dem Engliſchen über Trebitſch Lincoln, Jacob Waſſer⸗ 
manns „Bula Matari — das Leben Stanleys“, Franz 
Werfels „Die Geſchwiſter von Neapel“, Otto Zareks 
„Begierde“, Arnold Zweigs „Pont und Anna“ und 
ſchließlich drei Bücher von Stefan Zweig, eine Studie 
über Freud, „Amok“ und „Marie⸗Antoinette“. 

Man lieſt dieſes Verzeichnis mit Schaudern. Sechsmal 
Courths⸗Mahler von „Frau Juttas Befreiung“ bis zu 
„Schweſter Marlens Geheimnis“. Dreimal Vicki Baum, 
Feuchtwanger, Glaeſer, Hinzelmann, Traven, Zweig, um 
nur einige Namen zu wiederholen, als „Repräſentanten 
deutſcher Dichtung“. 

Was man nun für das Jahr 1933 geltend machen kann, 
um ſich das Zuſtandekommen gerade dieſer Kollektion von 
Ueberſetzungen zu erklären: daß Ueberſetzungen Zeit 
brauchen, daß die Ereigniſſe des Januar 1933 die Welt 
überraſcht haben uſw., alles das entfällt für das Jahr 1934. 
Hier könnte man nun mit allem Recht ein anderes Bild der 
deutſchen Literatur erwarten. Aber das Verzeichnis der in 
dieſem Jahre ins Polniſche überſetzten deutſchen Bücher iſt 
noch fürchterlicher als das oben mitgeteilte des Jahres 1933. 
Die Zahl der überſetzten Bücher iſt von 38 
auf 49 geſtiegen. Aber unter ihnen befinden ſich allein 
zehn Bücher von der Courths⸗Mahler! Dann zwei 
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Bücher von der Bidi Baum, zwei von Bruno Traven, 
gwei von Arno Alexander, eins von Frank Arnau, 
„Die Teufelsmuſik“ von Berg Berger, „Robert oder 
Ronald“ von Friede Birkner, ein Buch von einer Lies⸗ 
beth Buerger. Auch „Doris, das kunſtſeidene Mädchen“ 
von der Irmgard Keun ins Polniſche zu überſetzen, lag 
ein dringendes Bedürfnis vor. Das Buch „Die Heilige und 
ihr Narr“ von Agnes Guenther erlebte ſeine fünfte 
polniſche Auflage. Dann finden wir den Richard Katz mit 
einem Buch, einen Kurt Klaber („Paſſagiere dritter 
Klaſſe“), einen Ive Lederer („Muſik der Nacht“), eine 
Maria Leitner („Eine Frau demaskiert die Welt“), zwei 
Bücher von Ernſt Lothar, ein Buch von Robert Neu⸗ 
mann („Die Macht“), einen Ernſt Erich Noth, einen 
Joſef Roth mit zwei Büchern, einen Joſef Spillmann, 
einen Friedrich Torberg („Sit das Liebe?“). 

Dann ſind vertreten: Hans Fallada („Kleiner Mann 
— was nun“), Erwin Egon Kiſch („China geheim“ und 
„Das Geſicht Sowjetaſiens“), Emil Ludwig („Geſpräche 
mit Muſſolini“), Thomas Mann (der erſte Band ſeiner 
Trilogie „Joſeph und ſeine Brüder“), Franz Werfel 
(„Barbara“) und Jakob Waſſermann (,„Joſeph Kerk⸗ 
hovens dritte Exiſtenz“). Zu dieſen Blüten „deutſchen“ 
Geiſteslebens geſellt ſich noch Lion Feuchtwanger mit 
den Büchern „Erfolg“ und „Die Geſchwiſter Oppenheim“, 
Das letzte Buch iſt in Amſterdam erſchienen und behandelt 
die Geſchichte einer jüdiſchen Familie von der Zeit der 
Kanzlerſchaft Schleichers bis einige Monate nach der Macht⸗ 
übernahme durch den Nationalſozialismus: eine Greuel: 
ſchwarte gewöhnlichſten Kalibers. Dann kommt noch der 
Heinz Liepmann mit dem Buch „Tod made in Germany“, 
das den im Hitler⸗Deutſchland „ermordeten“ Juden ges 
Bau: ift, hier alſo nicht mehr charakteriſiert zu werden 

raucht. 

Unter den Ueberſetzungen finden ſich ferner ein Buch 
von R. Brunngraber über „Karl und das 20. Jahr⸗ 
hundert“ und ein Buch über die Verhältniſſe im Saargebiet 
vor der Abſtimmung von Guftan Regler. Zum Schluß 
iſt man ſehr erſtaunt, in der Liſte der überſetzten Bücher 
auch Goethes „Reineke Fuchs“ und Mirko Jelufichs 
„Julius Cäſar“ zu finden. 

Der Pole (2) Leo Piwinſki hat in dem „Literariſchen 
Jahrbuch“ einige der überſetzten Bücher charakteriſiert. 


Thomas Mann und Franz Werfel werden von ihm ſehr ge⸗ 
lobt. Den Inhalt des Buches von Feuchtwanger „Die Ge⸗ 
ſchwiſter Oppenheim“ zitiert er ſo ausführlich, dag den 
Leſern des Jahrbuches das Schickſal der jüdiſchen Geſchwiſter 
genau mitgeteilt wird: der eine Jude verübt Selbſtmord, 
der zweite muß ſeinen Beruf aufgeben, und der dritte ſtirbt 
nach der Haft im Konzentrationslager. Dann meint Herr 
Piwinſki, daß dieſes Thema zur literariſchen Behandlung 
offenſichtlich noch nicht reif ſei. Ueber das Buch „Tod made 
in Germany“ fagt er, daß der Heinz Liepmann die Grauſam⸗ 
keiten des Konzentrationslagers „mit ungewöhnlicher Kraft“ 
geſchildert hat. Aus dem Vorwort dieſes Buches zitiert er die 
Stelle, in der Liepmann beteuert, daß das Buch nur wahre 
Begebenheiten enthalte 

Das deutſche Volk und die für ſein kulturelles Leben 
maßgebenden und verantwortlichen Männer haben ihr 
Urteil über die meiſten Autoren, deren Namen und Pro⸗ 
dukte in dem Verzeichnis der überſetzten Bücher ſtehen, ge⸗ 
ſprochen. Einige dieſer Schriftſteller befinden ſich außerhalb 
der Reichsgrenzen in der Emigration. Es erübrigt ſich, 
heute noch von ihnen und ihren Büchern zu ſprechen. ; 

Man wird aber feſtſtellen müffen, daß 
das Bild, das dempolniſchen Volke durchdie 
Ueberſetzung der oben genannten, in deut⸗ 
ſcher Sprache geſchriebenen Bücher von 
Weſen, Kultur und Literatur des deutſchen 
Volkes vermittelt worden iſt, falſch und 
verzerrt iſt. So ſieht das deutſche Volk nicht aus. Die 
Repräſentanten ſeines Geiſteslebens und ſeiner Dichtung 
find nicht die Mann, Feuchtwanger, Traven, Courths⸗ 
Mahler und Hinzelmann. Seine Repräſentanten find, viel: 
mehr Männer wie Kolbenheyer, Schäfer, Grimm, Blunck, 
Scholz, die Brüder Jünger und andere, um nur einige 
Namen heute lebender und wirkender Dichter heraus⸗ 
zugreifen, die wir vergeblich in dem Verzeichnis der über⸗ 
ſetzten Autoren geſucht haben. 

Wäre es nicht möglich, daß ſich einmal amtliche deutſche 
Stellen mit der Frage der Ueberſetzungen deutſcher Bücher 
in fremde Sprachen befaſſen? Es handelt ſich hier darum, 
dem Auslande ein richtiges und wahrheitsgetreues Bild 
vom deutſchen Volke und feiner Dichtung zu geben. Diefe 
Aufgabe wird gewiß nicht leicht zu löſen ſein. Sie ſollte 
aber dennoch immer wieder verſucht werden. 


Bücher über den Oſten 


Polen im politiſchen Syſtem Europas. Von Wladyſlaw 
Studnicki. Herausgegeben und überſetzt von Johannes 
Maaß. Verlag von E. S. Mittler und Sohn, Berlin, 1936. 
223 Seiten. Preis 4,80 %%. — Das Buch von Studnicki erregte, 
als es Anfang 1735 in polniſcher Sprache erſchien, nicht nur in 
Polen ſelbſt, ſondern auch im Ausland erhebliches Aufſehen. Die 
polniſche Preſſe aller Schattierungen lehnte die von Studnicki 
hier entwickelten Ideen über die Grundlagen und Ziele der 
polniſchen Außenpolitik mit Entſchiedenheit ab. Die Oppoſitions⸗ 
preſſe beſchimpfte ihn als einen Soldknecht der deutſchen Propa⸗ 
ganda: und die der Regierung naheſtehenden Kreiſe zogen einen 
deutlichen Trennungsſtrich zwiſchen ſich und dem „Außenſeiter“ 
und „Eigenbrötler“ Studnicki. Als der erſte Sturm vorbei war, 
wurde es wieder ſtill um das Buch. Man vermied es in Polen, 
noch viel darüber zu ſprechen, aber man hat es inzwiſchen wahr⸗ 
ſcheinlich um ſo aufmerkſamer geleſen. Zweifellos iſt das Buch 
es wert, daß man ſich mit ihm beſchäftigt. Man darf dabei nur 
nicht vergeſſen, daß Studnicki eben für niemanden ſpricht, als für 
ſich ſelbſt, daß er es nicht iſt, der die öffentliche Meinung in Polen 
beeinflußt. Vor allem ein deutſcher Leſer darf das nicht vergeſſen. 
Im „Oſtland“ wurde bereits einige Zeit nach Erſcheinen der 
polniſchen Ausgabe ausffihrlich zu dem Buch Stellung genommen. 
(Nr. 6/1935, Seite 62/63.) Hier ſei nur noch einmal das Pro⸗ 
gramm der polniſchen Außenpolitik, das Studnicki entwickelt, in 
Stichworten fkizziert: Abrücken von Frankreich, Zuſammenarbeit 
mit Deutſchland im Rahmen eines mitteleuropäiſchen Blocks: 
Zuſammenſchluß Oeſterreichs und Deutſchlands, allmähliche Auf⸗ 
teilung der Tſchechoflowakei durch Angliederung der ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebiete ans u der Slowakei an Ungarn und des 
Teſchener Gebietes an Polen, Wiederherſtellung der hiſtoriſchen 
polniſch⸗ungariſchen Grenze, ungariſch⸗rumäniſches Kondominium 
in Siebenbürgen, Lostrennung der ukrainiſchen Gebiete von So⸗ 
wjetrußland, Selbſtändigkeit der Krim und Kaukaſiens, Vorrücken 
der japaniſchen Grenze bis zum Baikalſee, uſw. Es iſt intereſſant, 
die Beweisführung Studnickis zu dieſen einzelnen Forderungen 
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zu verfolgen. Sie verrät in vielen Punkten den an Willen reichen 
Gelehrten, den von den herrſchenden Meinungen unbeſchwerten 
Publiziſten und den optimiſtiſchen Imperialiſten, deſſen bekennt⸗ 
nisfrohe Offenheit auf die Berufspolitiker beängſtigend wirkt. 
Es iſt ein Programmbuch, wie es feit demjenigen Dmowſkls in 
Polen wohl keines mehr gegeben hat. Dr. K. 


Neue Ranke⸗Ausgaben. In muſtergültiger Weiſe hat der 
Phaidon⸗Verlag in Wien zwei der Hauptwerke des großen 
deutſchen Hiſtorikers neu herausgebracht, ungekürzt und mit zahl⸗ 
reichen hervorragenden Bildtafeln ausgeſtattet: „Die römiſchen 
Päpſte in den letzten vier Jahrhunderten“ und „Deutſche Geſchichte 
im Zeitalter der Reformation“. Als Forſcher und Geſchichts⸗ 
ſchreiber gleich anerkannt, hat Leopold von Ranke in dieſen, der 
Allgemeinheit jetzt zu billigem Preiſe zugänglichen klaſſiſchen 
Büchern das Bild einer für die Welt⸗ wie die deutſche Geſchichte 
bedeutungsvollen Epoche geſchildert. Wir begegnen hier den 
Mächten, die von außen her in das Leben Deutſchlands oft ſo 
verhängnisvoll eingegriffen haben, die uns in das völkiſche und 
ſtaatliche Elend des Dreißigjährigen Krieges führten, und deren 
Ueberwindung ſich das neue Reich zur Aufgabe gemacht hat, um 
Volk und Reich nie wieder in ſolche Abgründe verſinken zu laſſen. 

Dr. L. 


Am 31. 12. 1935 verſtarb nach langem, ſchwerem 
Leiden mein lieber Mann, unſer guter Vater, Schwieger⸗ 
vater und Großvater, der Kaufmann 


Hellmut Mehl 


im 61. Lebensjahr. 
In tiefer Trauer 


Ella Mehl, geb. Lipinfki g 
Berlin, Bärwaldͤſtr. 49 (früher Bromberg, Jägerhof) 


